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Einleitung  

Das neue SGB VIII (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz) ist am 10. Juni 2021 in Kraft 

getreten.  

Die Reform des SGB VIII war ein langwieriger Prozess. 2018/2019 wurde die Reform durch 

das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend mit dem Prozess 

„Mitreden – Mitgestalten“ erneut angegangen. In diesem Prozess wurde auch die  

Freie Wohlfahrtspflege beteiligt, um aus den verschiedenen Perspektiven einen 

Referentenentwurf zu entwickeln. Im Oktober 2020 lagen der erste Referentenentwurf sowie 

diverse Stellungnahmen der Verbände vor. Der erste Regierungsentwurf basierte auf dem 

Referentenentwurf, berücksichtigte aber auch verschiedene Anregungen der Verbände. Von 

Dezember 2020 bis Mai 2021 wurde die Gesetzesreform in den verschiedenen Ebenen – 

Bundestag, Bundesrat, Ausschuss Familie beraten. Begleitet wurde dieser Prozess mit 

verschiedenen Stellungnahmen der Wohlfahrtsverbände. Einige, nicht alle, fachlichen 

Einwände wurden berücksichtigt.  

Ursprünglich sollte die Reform ein inklusives Kinder- und Jugendhilfegesetz hervorbringen, 

dies ist allerdings nicht erfolgt. Die Inklusion soll nun in mehreren Stufen Einzug in die 

Jugendhilfe bekommen. Dabei ist unklar, wie ein inklusives SGB VIII 2028 aussehen wird.  

Das nun vorliegende Kinder- und Jugendstärkungsgesetz verbessert rechtlich unter anderem 

den Kinderschutz. Kinder, Jugendliche und ihre Familien sollen stärker in die Hilfeplanung 

und alle weiteren relevanten Prozesse einbezogen werden.  

Ziel der Veranstaltungsreihe zum Kinder- und Jugendstärkungsgesetz war es, die 

Mitgliedseinrichtungen des evangelischen Fachverbandes für Erzieherische Hilfen RWL 

zeitnah über die Veränderungen zu informieren, miteinander ins Gespräch zu kommen und 

kritische Punkte zu eruieren.  

Die digitale Veranstaltung gliederte sich in fünf Einheiten: 

 Stärkung von Kindern und Jugendlichen, die nicht in der Herkunftsfamilie aufwachsen 

 Betriebserlaubnis 

 Partizipation und Inklusion 

 Kinderschutz 

 Weitere Themen der Reform und bisherige Ergebnisse  

Jede der Veranstaltungen gliederte sich in zwei Teile: 

 Juristischer Input und fachliche Bewertung 

 Diskussion 

Mit dieser Handreichung stellen wir Ihnen alle Informationen der Veranstaltungen zur 

Verfügung. In Ergänzung zur der Veranstaltungsreihe haben wir aktuelle Entwicklungen mit 

einem Pfeil () markiert.  
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Das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz ist noch recht jung und Veränderungen und 

Konkretisierungen werden folgen:  

 Länderspezifische Ausführungsbestimmungen 

 Positionspapiere/Empfehlungen der Landesjugendämter 

 …  

Insofern kann die vorliegende Handreichung nur einen Ist-Stand beschreiben, der sich im 

Laufe der Zeit konkretisieren beziehungsweise verändern wird.  

Wir danken allen Teilnehmer*innen an den Veranstaltungen für die aktive Beteiligung. Dies 

ermöglicht es uns als Ihr Fachverband, bestimmte Punkte genauer in den Blick und Einfluss 

zu nehmen. Lassen Sie uns wissen, wenn es Fragen und Unklarheiten gibt. 

 

Kerstin Schwabl      Simone Patrin 

0211 6398-681      0211 6398-257 

k.schwabl@diakonie-rwl.de     s.patrin@diakonie-rwl.de  

  

mailto:k.schwabl@diakonie-rwl.de
mailto:s.patrin@diakonie-rwl.de
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KJSG 1 – Stärkung von Kindern und Jugendlichen, die nicht in 

der Herkunftsfamilie aufwachsen  

 

Präsentation 

 01  Allgemeines zum Verfahren und dem Ziel 

 „Stärkung von Kindern und Jugendlichen, die 

 außerhalb der Herkunftsfamilie aufwachsen“ 

02  Gesetzgeberische Maßnahmen im Einzelnen und  

 deren fachliche Bewertung 

03  Zusammenfassung/Fazit 

 

01 Allgemeines  

Allgemeines: Verfahren 

2018/2019  Reformprozess „Mitreden-Mitgestalten“ des BMFSFJ 

5. Oktober 2020 Referentenentwurf und Stellungnahme der Verbände 

2. Dezember 2020 Regierungsentwurf (mit einigen Veränderungen auf Grundlage  

der Stellungnahmen) 

29. Januar 2021 Erste Lesung im Bundestag 

12. Februar 2021 Erster Durchgang im Bundesrat 

22. Februar 2021 Anhörung im Familienausschuss 

21. April 2021  Abschließende Beratung im Familienausschuss 

22. April 2021  Zweite und dritte Lesung 

7. Mai 2021  Zweiter Durchgang im Bundesrat und Zustimmung 

10. Juni 2021  Inkrafttreten des Gesetzes 

 

Allgemeines: Stärkung von Kindern und Jugendlichen, die außerhalb der 

Herkunftsfamilie aufwachsen 

Gründe für die Veränderungen 

 Vermeidung von Brüchen in Biografien und Auseinandersetzung mit Herkunft und 

Beheimatung der Kinder und Jugendliche und Gewährleistung eines hohen Maßes an 

Stabilität und Kontinuität. 

 Funktionierende Zusammenarbeit aller Beteiligten zwingend, soll weiter verbessert 

werden.  

 Vermeidung von Leistungsabbrüchen mit Erreichen der Volljährigkeit. 

 Kostenbeteiligung mit Blick auf Heranführung an Selbstständigkeit und 

Selbstverantwortung hilfreich, aber mit Augenmaß! 
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Welche gesetzgeberischen Maßnahmen fallen hierunter? 

 Hilfeplanung  

 Hilfen für junge Volljährige und Kostenheranziehung  

 Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und Kind 

 Pflegekinderhilfereform 

 

02 Gesetzgeberische Maßnahmen im Einzelnen und fachliche Bewertung 

a) Hilfeplanung 

 Umstrukturierung der Vorschriften der Paragrafen 36 ff. SGB VIII 

 Veränderungen im Paragraf 36 und Paragraf 37 SGB VIII 

 Zuständigkeitsübergang 

 

Verschiebungen und Veränderungen in den Paragrafen 36 ff. – Hilfeplanung 

alt  neu 

§ 36 – Mitwirkung, Hilfeplanung  § 36 – Mitwirkung, Hilfeplanung  Bleibt 

bestehen, aber einige Ergänzungen 

 
§ 36b – Zusammenarbeit beim 

Zuständigkeitsübergang 

§ 37 – Zusammenarbeit bei Hilfen 

außerhalb der eigenen Familie 

§ 37 – Beratung und Unterstützung der 

Eltern, Zusammenarbeit bei Hilfen 

außerhalb der eigenen Familie 

 Bleibt zum Teil bestehen, aber einige 

Ergänzungen/Verschiebungen 

§ 36 Absatz 1  

§ 37 Absatz 1, 2a 

§ 37c – Ergänzende Bestimmungen zur 

Hilfeplanung bei Hilfen außerhalb der 

eigenen Familie 

§ 38 Vermittlung bei der Ausübung der 

Personensorge 

§ 37 Absatz 3 

(§ 27 Absatz 2,  Satz 3) § 38 Zulässigkeit von 

Auslandsmaßnahmen 
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Paragraf 36 – Mitwirkung, Hilfeplan 

(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe 

voraussichtlich für längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte 

getroffen werden. Als Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zusammen mit 

dem Personensorgeberechtigten und dem Kind oder dem Jugendlichen einen Hilfeplan 

aufstellen, der Feststellungen über den Bedarf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die 

notwendigen Leistungen enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die gewählte Hilfeart 

weiterhin geeignet und notwendig ist. Hat das Kind oder der Jugendliche ein oder mehrere 

Geschwister, so soll der Geschwisterbeziehung bei der Aufstellung und Überprüfung des 

Hilfeplans sowie bei der Durchführung der Hilfe Rechnung getragen werden. 

(3) Werden bei der Durchführung der Hilfe andere Personen, Dienste oder Einrichtungen 

tätig, so sind sie oder deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Aufstellung des 

Hilfeplans und seiner Überprüfung zu beteiligen. Soweit dies zur Feststellung des Bedarfs, 

der zu gewährenden Art der Hilfe oder der notwendigen Leistungen nach Inhalt, Umfang und 

Dauer erforderlich ist, sollen öffentliche Stellen, insbesondere andere Sozialleistungsträger, 

Rehabilitationsträger oder die Schule beteiligt werden. Gewährt der Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe Leistungen zur Teilhabe, sind die Vorschriften zum Verfahren bei einer Mehrheit 

von Rehabilitationsträgern nach dem Neunten Buch zu beachten. (…) 

(5) Soweit dies zur Feststellung des Bedarfs, der zu gewährenden Art der Hilfe oder der 

notwendigen Leistungen nach Inhalt, Umfang und Dauer erforderlich ist und dadurch der 

Hilfezweck nicht in Frage gestellt wird, sollen Eltern, die nicht personensorgeberechtigt sind, 

an der Aufstellung des Hilfeplans und seiner Überprüfung beteiligt werden; die Entscheidung, 

ob, wie und in welchem Umfang deren Beteiligung erfolgt, soll im Zusammenwirken mehrerer 

Fachkräfte unter Berücksichtigung der Willensäußerung und der Interessen des Kindes oder 

Jugendlichen sowie der Willensäußerung des Personensorgeberechtigten getroffen werden. 

 

Paragraf 37 – Beratung und Unterstützung der Eltern, Zusammenarbeit bei Hilfen 

außerhalb der eigenen Familie 

(1) Werden Hilfen nach den §§ 32 bis 34 und 35a Absatz 2 Nummer 3 und 4 gewährt, haben 

die Eltern einen Anspruch auf Beratung und Unterstützung sowie Förderung der Beziehung 

zu ihrem Kind. Durch Beratung und Unterstützung sollen die Entwicklungs-, Teilhabe- oder 

Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick auf die 

Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraums so weit verbessert 

werden, dass sie das Kind oder den Jugendlichen wieder selbst erziehen kann. Ist eine 

nachhaltige Verbesserung der Entwicklungs-, Teilhabe- oder Erziehungsbedingungen in der 

Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeitraums nicht erreichbar, so dient die Beratung und 

Unterstützung der Eltern der Erarbeitung und Sicherung einer anderen, dem Wohl des 

Kindes oder Jugendlichen förderlichen und auf Dauer angelegten Lebensperspektive. 

(2) Bei den in Absatz 1 Satz 1 genannten Hilfen soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

die Zusammenarbeit der Pflegeperson oder der in der Einrichtung für die Erziehung 

verantwortlichen Person und der Eltern zum Wohl des Kindes oder Jugendlichen durch 
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geeignete Maßnahmen fördern. Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe stellt dies durch eine 

abgestimmte Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 und § 37a sicher. 

(3) Sofern der Inhaber der Personensorge durch eine Erklärung nach § 1688 Absatz 3 Satz 1 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Vertretungsmacht der Pflegeperson so weit einschränkt, 

dass die Einschränkung eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche 

Entwicklung nicht mehr ermöglicht, sollen die Beteiligten das Jugendamt einschalten. Auch 

bei sonstigen Meinungsverschiedenheiten zwischen ihnen sollen die Beteiligten das 

Jugendamt einschalten. 

 

Paragraf 37c – Ergänzende Bestimmungen zur Hilfeplanung bei Hilfen außerhalb der 

eigenen Familie 

(1) Bei der Aufstellung und Überprüfung des Hilfeplans nach § 36 Absatz 2 Satz 2 ist bei 

Hilfen außerhalb der eigenen Familie prozesshaft auch die Perspektive der Hilfe zu klären. 

Der Stand der Perspektivklärung nach Satz 1 ist im Hilfeplan zu dokumentieren. 

(2) Maßgeblich bei der Perspektivklärung nach Absatz 1 ist, ob durch Leistungen nach 

diesem Abschnitt die Entwicklungs-, Teilhabe- oder Erziehungsbedingungen in der 

Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder 

Jugendlichen vertretbaren Zeitraums so weit verbessert werden, dass die Herkunftsfamilie 

das Kind oder den Jugendlichen wieder selbst erziehen, betreuen und fördern kann. Ist eine 

nachhaltige Verbesserung der Entwicklungs-, Teilhabe- oder Erziehungsbedingungen in der 

Herkunftsfamilie innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder 

Jugendlichen vertretbaren Zeitraums nicht erreichbar, so soll mit den beteiligten Personen 

eine andere, dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen förderliche und auf Dauer angelegte 

Lebensperspektive erarbeitet werden. In diesem Fall ist vor und während der Gewährung der 

Hilfe insbesondere zu prüfen, ob die Annahme als Kind in Betracht kommt.  

 Seite 1: Paragraf 37 Absatz 1,  Satz 2alte Fassung, Seite 2: Paragraf 37 Absatz 1, Satz 4 

alte Fassung, Seite 3: Paragraf 36 Absatz 1, Satz 2 alte Fassung 

(…) 

(3) Bei der Auswahl der Einrichtung oder der Pflegestelle sind der Personensorgeberechtigte 

und das Kind oder der Jugendliche oder bei Hilfen nach § 41 der junge Volljährige zu 

beteiligen. Der Wahl und den Wünschen des Leistungsberechtigten ist zu entsprechen, 

sofern sie nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden sind. Wünschen die in Satz 

1 genannten Personen die Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer 

Einrichtung, mit deren Träger keine Vereinbarungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl 

nur entsprochen werden, wenn die Erbringung der Leistung in dieser Einrichtung nach 

Maßgabe des Hilfeplans geboten ist. Bei der Auswahl einer Pflegeperson, die ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Bereichs des örtlich zuständigen Trägers hat, soll 

der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe beteiligt werden, in dessen Bereich die 

Pflegeperson ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.  Paragraf 36 Absatz 1 alte Fassung 

(4) Die Art und Weise der Zusammenarbeit nach § 37 Absatz 2 sowie die damit im Einzelfall 

verbundenen Ziele sind im Hilfeplan zu dokumentieren. Bei Hilfen nach §§ 33, 35a Absatz 2 

Nummer 3 zählen dazu auch der vereinbarte Umfang der Beratung und Unterstützung der 
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Eltern nach § 37 Absatz 1 und der Pflegeperson nach § 37a Absatz 1 sowie die Höhe der 

laufenden Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen nach § 39. Bei Hilfen für 

junge Volljährige nach § 41 gilt dies entsprechend in Bezug auf den vereinbarten Umfang der 

Beratung und Unterstützung der Pflegeperson sowie die Höhe der laufenden Leistungen 

zum Unterhalt. Eine Abweichung von den im Hilfeplan gemäß Satz 1 bis 3 getroffenen 

Feststellungen ist nur bei einer Änderung des Hilfebedarfs und entsprechender Änderung 

des Hilfeplans auch bei einem Wechsel der örtlichen Zuständigkeit zulässig.  Paragraf 37 

Absatz 2a alte Fassung 

 

Hilfeplanung – Zuständigkeitsübergang 

 

Paragraf 36b – Zusammenarbeit beim Zuständigkeitsübergang 

(1) Zur Sicherstellung von Kontinuität und Bedarfsgerechtigkeit der Leistungsgewährung sind 

von den zuständigen öffentlichen Stellen, insbesondere von Sozialleistungsträgern oder 

Rehabilitationsträgern rechtzeitig im Rahmen des Hilfeplans Vereinbarungen zur 

Durchführung des Zuständigkeitsübergangs zu treffen. Im Rahmen der Beratungen zum 

Zuständigkeitsübergang prüfen der Träger der öffentlichen Jugendhilfe und die andere 

öffentliche Stelle, insbesondere der andere Sozialleistungsträger oder Rehabilitationsträger 

gemeinsam, welche Leistung nach dem Zuständigkeitsübergang dem Bedarf des jungen 

Menschen entspricht. 

(2) Abweichend von Absatz 1 werden bei einem Zuständigkeitsübergang vom Träger der 

öfftl. JGH auf einen Träger der Eingliederungshilfe rechtzeitig im Rahmen eines 

Teilhabeplanverfahrens nach § 19 [SGB IX] die Voraussetzungen für die Sicherstellung einer 

nahtlosen und bedarfsgerechten Leistungsgewährung nach dem Zuständigkeitsübergang 

geklärt. Die Teilhabeplanung ist frühzeitig, in der Regel ein Jahr vor dem voraussichtlichen 

Zuständigkeitswechsel, vom Träger der Jugendhilfe einzuleiten. Mit Zustimmung des [LB] 

oder seines [PSB] ist eine Teilhabeplankonferenz nach § 20 [SGB IX] durchzuführen. Stellt 

der beteiligte Träger der [EGH] fest, dass seine Zuständigkeit sowie die 

Leistungsberechtigung absehbar gegeben sind, soll er entsprechend § 19 Abs. 5 [SGB IX] 

die Teilhabeplanung vom Träger der öfftl. JGH übernehmen. Dies beinhaltet gemäß § 21 

[SGB IX] auch die Durchführung des Verfahrens zur Gesamtplanung nach den §§ 117-122 

[SGB IX]. 

 

Paragraf 41 – Hilfen für junge Volljährige 

(3) Soll eine Hilfe nach dieser Vorschrift nicht fortgesetzt oder beendet werden, prüft der 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe ab einem Jahr vor dem hierfür im Hilfeplan vorgesehenen 

Zeitpunkt, ob im Hinblick auf den Bedarf des jungen Menschen ein Zuständigkeitsübergang 

auf andere Sozialleistungsträger in Betracht kommt; § 36b gilt entsprechend. 
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Hilfeplanung – fachliche Bewertung 

 Verständliche und wahrnehmbare Hilfeplanung 

 Teilnehmer*innen: 

o Geschwister 

o Öffentliche Stellen, zum Beispiel Schule, andere Sozial-/Rehaleistungsträger, nicht-

Personensorgeberechtigte 

 Gestaltung der Übergänge, zum Beispiel nach SGB II, SGB III, SGB IX ab ein Jahr vor 

Volljährigkeit 

 Beratung der Eltern/Pflegepersonen bei Hilfen nach den Paragrafen 33, 35a Absatz 2, 

Nummer 3 

 

a) Hilfen für junge Volljährige und Kostenheranziehung 

 Umgestaltung der Hilfen für junge Volljährige und Nachbetreuung (u. a. Trennung der 

Vorschriften, Coming-Back etc.) 

 Kostenheranziehung junger Menschen (Vermögens- und Einkommensheranziehung) 
a)  

alt – § 41 neu – §§ 41, 41a 

§ 41 Hilfen für junge Volljährige 

(1) Einem jungen Volljährigen soll Hilfe für 

die Persönlichkeitsentwicklung und zu 

einer eigenverantwortlichen Lebensführung 

gewährt werden, wenn und solange die 

Hilfe auf Grund der individuellen Situation 

des jungen Menschen notwendig ist. Die 

Hilfe wird in der Regel nur bis zur 

Vollendung des 21. Lebensjahres gewährt; 

in begründeten Einzelfällen soll sie für 

einen begrenzten Zeitraum darüber hinaus 

fortgesetzt werden. 

§ 41 Hilfen für junge Volljährige 

(1) Junge Volljährige erhalten geeignete 

und notwendige Hilfe nach diesem 

Abschnitt, wenn und solange ihre 

Persönlichkeitsentwicklung eine 

eigenverantwortliche, selbständige und 

selbstbestimmte Lebensführung nicht 

gewährleistet. Die Hilfe wird in der Regel 

nur bis zur Vollendung des 21. 

Lebensjahres gewährt; in begründeten 

Einzelfällen soll sie für einen begrenzten 

Zeitraum darüber hinaus fortgesetzt 

werden. Eine Beendigung der Hilfe schließt 

die erneute Gewährung oder Fortsetzung 

einer Hilfe nach Maßgabe von Satz 1 und 2 

nicht aus. 

 
(3)  siehe Zuständigkeitsübergang 

§ 41  

(3) Der junge Volljährige soll auch nach 

Beendigung der Hilfe bei der 

§ 41a Nachbetreuung 

(1) Junge Volljährige werden innerhalb 

eines angemessenen Zeitraums nach 

Beendigung der Hilfe bei der 

Verselbständigung im notwendigen 
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Verselbständigung im notwendigen 

Umfang beraten und unterstützt werden. 

Umfang und in einer für sie verständlichen, 

nachvollziehbaren und  wahrnehmbaren 

Form beraten und unterstützt. 

(2) Der angemessene Zeitraum sowie der 

notwendige Umfang der Beratung und 

Unterstützung nach Beendigung der Hilfe 

sollen in dem Hilfeplan nach § 36 Absatz 2 

Satz 2, der die Beendigung der Hilfe nach 

§ 41 feststellt, dokumentiert und 

regelmäßig überprüft werden. Hierzu soll 

der Träger der öffentlichen Jugendhilfe in 

regelmäßigen Abständen Kontakt zu dem 

jungen Volljährigen aufnehmen. 

 

Kostenheranziehung junger Menschen 

 

Paragraf 92 – Ausgestaltung der Heranziehung 

(…) 

(1a) Zu den Kosten vollstationärer Leistungen sind junge Volljährige und volljährige 

Leistungsberechtigte nach § 19 zusätzlich aus ihrem Vermögen nach Maßgabe der §§ 90 

und 91 des Zwölften Buches heranzuziehen. 

 

Paragraf 94 – Umfang der Heranziehung 

(…) 

(6) Bei vollstationären Leistungen haben junge Menschen und Leistungsberechtigte nach § 

19 nach Abzug der in § 93 Absatz 2 genannten Beträge höchstens 25 Prozent ihres 

Einkommens als Kostenbeitrag einzusetzen.  

Maßgeblich ist das Einkommen des Monats, in dem die Leistung oder die Maßnahme 

erbracht wird. Folgendes Einkommen aus einer Erwerbstätigkeit innerhalb eines Monats 

bleibt für den Kostenbeitrag unberücksichtigt: 

1. Einkommen aus Schülerjobs oder Praktika mit einer Vergütung bis zur Höhe von 150 Euro 

monatlich, 

2. Einkommen aus Ferienjobs, 

3. Einkommen aus einer ehrenamtlichen Tätigkeit oder 

4. 150 Euro monatlich als Teil einer Ausbildungsvergütung.  

 

Es kann ein geringerer Kostenbeitrag erhoben oder gänzlich von der Erhebung des 

Kostenbeitrags abgesehen werden, wenn das Einkommen aus einer Tätigkeit stammt, die 

dem Zweck der Leistung dient. Dies gilt insbesondere, wenn es sich um eine Tätigkeit im 
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sozialen oder kulturellen Bereich handelt, bei der nicht die Erwerbstätigkeit, sondern das 

soziale oder kulturelle Engagement im Vordergrund stehen. 

Hilfen für junge Volljährige und Kostenheranziehung – Fachliche Bewertung 

 „Sicherheit“ der Hilfen bis zum 21. Lebensjahr 

 Come-Back-Option und deren Ausgestaltung 

 Nachbetreuung 

 Reduzierung bei der Kostenheranziehung und Berücksichtigung der verschiedenen 

Kostenarten  

 

b) Reform des Pflegekinderwesens 

 Änderungen in den Paragrafen 37 ff. 

 Dauerverbleibensanordung 

 Finanzierung der Pflegekinderdienste 

 

Verschiebungen und Veränderungen in den Paragrafen 36 ff. – Reform des 

Pflegekinderwesens 

 

alt neu 

§ 37 – Zusammenarbeit bei Hilfen 

außerhalb der eigenen Familie 

§ 37 – Beratung und Unterstützung der 

Eltern, Zusammenarbeit bei Hilfen 

außerhalb der eigenen Familie 

§ 37 Absatz 2 § 37a – Beratung und Unterstützung der 

Pflegeperson 

§ 37 Absatz 2a § 37b – Sicherung der Rechte von Kindern 

und Jugendlichen in Familienpflege 

§ 36 Absatz 1  

§ 37 Absatz 1, 2a 

§ 37c – Ergänzende Bestimmungen zur 

Hilfeplanung bei Hilfen außerhalb der 

eigenen Familie 

 

Reform des Pflegekinderwesens – Paragraf 37a SGB VIII 

 

Paragraf 37a – Beratung und Unterstützung der Pflegeperson 

Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme des Kindes oder des Jugendlichen und während der 

Dauer des Pflegeverhältnisses Anspruch auf Beratung und Unterstützung. Dies gilt auch in 

den Fällen, in denen für das Kind oder den Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung noch 
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Eingliederungshilfe gewährt wird, und in den Fällen, in denen die Pflegeperson nicht der 

Erlaubnis zur Vollzeitpflege nach § 44 bedarf. Lebt das Kind oder der Jugendliche bei einer 

Pflegeperson außerhalb des Bereichs des zuständigen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, 

so sind ortsnahe Beratung und Unterstützung sicherzustellen. Der zuständige Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe hat die aufgewendeten Kosten einschließlich der Verwaltungskosten 

auch in den Fällen zu erstatten, in denen die Beratung und Unterstützung im Wege der 

Amtshilfe geleistet werden. Zusammenschlüsse von Pflegepersonen sollen beraten, 

unterstützt und gefördert werden.  entspricht Paragraf 37 Absatz 2 SGB VIII 

 

Reform des Pflegekinderwesens – § 37b SGB VIII 

 

Paragraf 37b – Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in Familienpflege 

(1) Das Jugendamt stellt sicher, dass während der Dauer des Pflegeverhältnisses ein nach 

Maßgabe fachlicher Handlungsleitlinien gemäß § 79a Satz 2 entwickeltes Konzept zur 

Sicherung der Rechte des Kindes oder des Jugendlichen und zum Schutz vor Gewalt 

angewandt wird. Hierzu sollen die Pflegeperson sowie das Kind oder der Jugendliche vor der 

Aufnahme und während der Dauer des Pflegeverhältnisses beraten und an der auf das 

konkrete Pflegeverhältnis bezogenen Ausgestaltung des Konzepts beteiligt werden. 

(2) Das Jugendamt gewährleistet, dass das Kind oder der Jugendliche während der Dauer 

des Pflegeverhältnisses Möglichkeiten der Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten hat 

und informiert das Kind oder den Jugendlichen hierüber. 

(3) Das Jugendamt soll den Erfordernissen des Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle 

überprüfen, ob eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche Entwicklung bei 

der Pflegeperson gewährleistet ist. Die Pflegeperson hat das Jugendamt über wichtige 

Ereignisse zu unterrichten, die das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen betreffen.  

 Paragraf 37 Absatz 3 alte Fassung 

 

Reform des Pflegekinderwesens – Dauerverbleibensanordnung 

 

Paragraf 1632 – Herausgabe des Kindes; Bestimmung des Umgangs; 

Verbleibensanordnung bei Familienpflege 

(…)  

(4) Lebt das Kind seit längerer Zeit in Familienpflege und wollen die Eltern das Kind von der 

Pflegeperson wegnehmen, so kann das Familiengericht von Amts wegen oder auf Antrag der 

Pflegeperson anordnen, dass das Kind bei der Pflegeperson verbleibt, wenn und solange 

das Kindeswohl durch die Wegnahme gefährdet würde. Das Familiengericht kann in 

Verfahren nach Satz 1 von Amts wegen oder auf Antrag der Pflegeperson zusätzlich 

anordnen, dass der Verbleib bei der Pflegeperson auf Dauer ist, wenn 

1. sich innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des Kindes vertretbaren Zeitraums 

trotz angebotener geeigneter Beratungs- und Unterstützungsmaßnahmen die 
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Erziehungsverhältnisse bei den Eltern nicht nachhaltig verbessert haben und eine derartige 

Verbesserung mit hoher Wahrscheinlichkeit auch zukünftig nicht zu erwarten ist und 

2. die Anordnung zum Wohl des Kindes erforderlich ist. 

 

Paragraf 1696 – Abänderung gerichtlicher Entscheidungen und gerichtlich gebilligter 

Vergleiche 

(…)  

(3) Eine Anordnung nach § 1632 Absatz 4 ist auf Antrag der Eltern aufzuheben, wenn die 

Wegnahme des Kindes von der Pflegeperson das Kindeswohl nicht gefährdet. 

Frühere Fassungen (im Gesetzgebungsverfahren): 

oder 2. der Gefährdung des Kindeswohls innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung des 

Kindes vertretbaren Zeitraums auf andere Weise, auch durch öffentliche Hilfen anlässlich 

seiner Rückführung zu den Eltern, begegnet werden kann.  

 

Reform des Pflegekinderwesens – Finanzierung von Pflegekinderdiensten 

 

Paragraf 77 – Vereinbarungen über Kostenübernahme und Qualitätsentwicklung bei 

ambulanten Leistungen 

(1) Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der freien Jugendhilfe in Anspruch 

genommen, so sind Vereinbarungen über die Höhe der Kosten der Inanspruchnahme sowie 

über Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung, über Grundsätze und Maßstäbe für die 

Bewertung der Qualität der Leistung und über geeignete Maßnahmen zu ihrer 

Gewährleistung zwischen der öffentlichen und der freien Jugendhilfe anzustreben. Zu den 

Grundsätzen und Maßstäben für die Bewertung der Qualität der Leistung nach Satz 1 zählen 

auch Qualitätsmerkmale für die inklusive Ausrichtung der Aufgabenwahrnehmung und die 

Berücksichtigung der spezifischen Bedürfnisse von jungen Menschen mit Behinderungen. 

Das Nähere regelt das Landesrecht. Die §§ 78a bis 78g bleiben unberührt. 

(2) Wird eine Leistung nach § 37 Absatz 1 oder § 37a erbracht, so ist der Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme der Kosten der Inanspruchnahme nur verpflichtet, 

wenn mit den Leistungserbringern Vereinbarungen über Inhalt, Umfang und Qualität der 

Leistung, über Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität der Leistung sowie 

über geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung geschlossen worden sind; § 78e gilt 

entsprechend. 

 

  



 

 

 

 14 

Reform des Pflegekinderwesens – Fachliche Bewertung 

Kinder und Jugendliche 

 Umfassende Schutzkonzepte 

 Rechtewahrung 

 Beschwerdemöglichkeiten  

 Inanspruchnahme von Leistungen - Qualitätsanspruch 

Pflegepersonen 

 Beratungsanspruch (auch im Verbund)  

 Dauerverbleibensanordnung – Kindeswohlgefährdung versus Perspektivklärung  

 

c) Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder 

 Hintergrund 

 Umgestaltungen insbesondere Einbeziehung des Partners 

 

Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder – Hintergrund der gesetzlichen 

Änderung 

 Die Änderungen waren im ursprünglichen Gesetzentwurf nicht vorgesehen.  

 Forderung durch die Stellungnahme der BAG FW (abrufbar unter 

https://www.bagfw.de/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Stellungnahmen/2020/2

020-10-

26_Stellungnahme_St%C3%A4rkung_von_Kindern_und_Jugendlichen_KJSG.PDF, 

Seite 15 f.)  

o Ähnliche Formulierung wie sie sich jetzt im Gesetz wiederfindet. 

o Weitere Ergänzungen gefordert wie die Nachbetreuung bei Beendigung der Hilfe, 

dies aber nicht übernommen 

 Erstmalig im Gesetzentwurf im Rahmen des Bundestagsbeschlusses im April 2021, 

Begründung war unter anderem die Zunahme an der Bedeutung dieser Leistung. 

 

Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder – der geänderte § 19 SGB VIII 

 

alt  neu  

(1) Mütter oder Väter, die allein für ein Kind 

unter sechs Jahren zu sorgen haben oder 

tatsächlich sorgen, sollen gemeinsam mit 

dem Kind in einer geeigneten Wohnform 

betreut werden, wenn und solange sie auf 

Grund ihrer Persönlichkeitsentwicklung 

(1) Mütter oder Väter, die allein für ein Kind 

unter sechs Jahren zu sorgen haben oder 

tatsächlich sorgen, sollen gemeinsam mit 

dem Kind in einer geeigneten Wohnform 

betreut werden, wenn und solange sie auf 

Grund ihrer Persönlichkeitsentwicklung 

https://www.bagfw.de/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Stellungnahmen/2020/2020-10-26_Stellungnahme_St%C3%A4rkung_von_Kindern_und_Jugendlichen_KJSG.PDF
http://www.bagfw.de/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Stellungnahmen/2020/2020-10-26_Stellungnahme_St%C3%A4rkung_von_Kindern_und_Jugendlichen_KJSG.PDF
http://www.bagfw.de/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Stellungnahmen/2020/2020-10-26_Stellungnahme_St%C3%A4rkung_von_Kindern_und_Jugendlichen_KJSG.PDF
http://www.bagfw.de/fileadmin/user_upload/Veroeffentlichungen/Stellungnahmen/2020/2020-10-26_Stellungnahme_St%C3%A4rkung_von_Kindern_und_Jugendlichen_KJSG.PDF
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dieser Form der Unterstützung bei der 

Pflege und Erziehung des Kindes 

bedürfen. Die Betreuung schließt auch 

ältere Geschwister ein, sofern die Mutter 

oder der Vater für sie allein zu sorgen hat. 

Eine schwangere Frau kann auch vor der 

Geburt des Kindes in der Wohnform 

betreut werden. 

dieser Form der Unterstützung bei der 

Pflege und Erziehung des Kindes 

bedürfen. Die Betreuung schließt auch 

ältere Geschwister ein, sofern die Mutter 

oder der Vater für sie allein zu sorgen hat. 

Die Betreuung umfasst Leistungen, die die 

Bedürfnisse der Mutter oder des Vaters 

sowie des Kindes und seiner Geschwister 

gleichermaßen berücksichtigen. Eine 

schwangere Frau kann auch vor der 

Geburt des Kindes in der Wohnform 

betreut werden. 

 
(2) Mit Zustimmung des betreuten 

Elternteils soll auch der andere Elternteil 

oder eine Person, die für das Kind 

tatsächlich sorgt, in die Leistung 

einbezogen werden, wenn und soweit dies 

dem Leistungszweck dient. Abweichend 

von Absatz 1 Satz 1 kann diese 

Einbeziehung die gemeinsame Betreuung 

der in Satz 1 genannten Personen mit dem 

Kind in einer geeigneten Wohnform 

umfassen, wenn und solange dies zur 

Erreichung des Leistungszwecks 

erforderlich ist. 

(2) Während dieser Zeit soll darauf 

hingewirkt werden, dass die Mutter oder 

der Vater eine schulische oder berufliche 

Ausbildung beginnt oder fortführt oder eine 

Berufstätigkeit aufnimmt. 

(3) Während dieser Zeit soll darauf 

hingewirkt werden, dass die Mutter oder 

der Vater eine schulische oder berufliche 

Ausbildung beginnt oder fortführt oder eine 

Berufstätigkeit aufnimmt. 

(3) Die Leistung soll auch den notwendigen 

Unterhalt der betreuten Personen sowie 

die Krankenhilfe nach Maßgabe des § 

40 umfassen. 

(4) Die Leistung soll auch den notwendigen 

Unterhalt der betreuten Personen sowie 

die Krankenhilfe nach Maßgabe des § 

40 umfassen. 
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Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder– Fachliche Bewertung 

 Personenkreis erweitert 

 Bedarfsorientierung  

 

03 Zusammenfassung/Fazit 

Was wurde erreicht? 

 Vermeidung von Brüchen  in Biografien und Auseinandersetzung mit Herkunft und 

Beheimatung der Kinder und Jugendliche und Gewährleistung eines hohen Maßes an 

Stabilität und Kontinuität.  Kindeswohlgefährdung versus Perspektivklärung 

 Funktionierende Zusammenarbeit aller Beteiligten zwingend, soll weiter verbessert 

werden.  Verbindliche Zusammenarbeit, Ausgestaltung?  

 Vermeidung von Leistungsabbrüchen mit Erreichen der Volljährigkeit.  Übergänge 

gestalten und Fall-Back-Optionen für junge Volljährige 

 Kostenbeteiligung mit Blick auf Heranführung an Selbstständigkeit und 

Selbstverantwortung hilfreich, aber mit Augenmaß!  Anreiz für junge Menschen  

Was wurde zusätzlich erreicht? 

 Stärkung von Kindern und Jugendlichen in Pflegekinderverhältnissen 

 Bedarfsorientierte Hilfen in der Betreuung von Mütter/Väter und deren Kind(er)  

 

Diskussion  

Die anschließende Diskussion deckte verschiedene Bereiche ab. 

1. Paragraf 36 SGB VIII – Hilfeplangespräche 

Die Erweiterung des Personenkreises im Hilfeplangespräch wird kritisch betrachtet. Es ist 

insbesondere zu betrachten, wie Kinder auf den vergrößerten Gesprächsrahmen reagieren. 

Unter Umständen gibt es Regelungen und Bestimmungen, die einer größeren 

Teilnehmerzahl in den Hilfeplangesprächen widersprechen – etwa Datenschutz. Es wird 

befürchtet, dass dies die Gesprächsthemen einschränkt und eine Offenheit im Gespräch 

nicht mehr gegeben sein wird. Neben inhaltlichen Fragen stellen sich auch organisatorische 

Fragen zum Hilfeplangespräch. Insgesamt werden die Veränderungen in der Hilfeplanung 

als Aktionismus gesehen. Der ordnende Charakter des Gesetzes wird jedoch den Themen 

und Personen einer Hilfeplanung nicht gerecht.  

2. Paragraf 41SGB VIII – Hilfe für junge Volljährige 

Insgesamt wird in der Diskussion die Veränderung im Paragrafen 41 SGB positiv bewertet. 

Jedoch wird auch festgehalten, dass die Übergänge aus SGB VIII in andere Rechtskreise 

widersprüchlich sind. Eine Überleitung beispielsweise in SGB IX wird schon mit 17 Jahren in 

die Wege geleitet, während aber der Anspruch auf Hilfen zur Erziehung bis zum 21. 

Lebensjahr besteht. Ein gemeinsames Verständnis könnte in den örtlichen AG Paragraf 78 

erarbeitet werden. 
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Fachlich stellt sich auch die Frage, wer die Beratung von jungen Erwachsenen zukünftig 

übernehmen soll, die bisher nicht im Rahmen der Erziehungshilfe gefördert wurden. Die 

Jugendämter haben eine entsprechende Verpflichtung, aber können sie dies leisten oder 

könnte es Sinn machen, wenn unabhängige Stellen die jungen Menschen beraten?  

Im Punkt Kostenheranziehung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen wird deutlich, 

dass junge Menschen je nach Ausbildungsart (betrieblich/überbetrieblich) unterschiedliche 

Entlohnungen erhalten.  

3. Paragraf 37 ff. SGB VIII – Reform des Pflegekindergesetzes 

Auch nach der Reform befinden sich Kinder und Jugendliche in Pflegefamilien in einem 

luftleeren Raum. Häufig kommt es zu langen Wartezeiten bezüglich von 

Verbleibensanordnungen.  

4. Paragraf 19 SGB VIII – Mutter/Vater-Kind-Einrichtungen 

In der Praxis wurde sich auch schon bisher an den Bedarfen der Klient*innen orientiert. Mit 

der jetzigen Veränderung findet eine Legitimation statt. Nun sollen aber auch zusätzliche 

Leistungen, die zur Förderung von Beziehungen (beispielsweise Eltern/Kind; 

Kind/Geschwister) notwendig sind, refinanziert werden.  

Bemängelt wird in der Diskussion, dass es im Rahmen des Paragrafen 19 SGB VIII keine 

Nachbetreuung, wie an anderen Stellen, verankert ist.  

 

KJSG 2 – Betriebserlaubnis 

 

Präsentation 

 

KJSG – Teil 2: Betriebserlaubnis 

Gliederung 

1 Allgemeines zum Verfahren und dem Ziel „Betriebserlaubnis“ 

2 Gesetzgeberische Maßnahmen im Einzelnen und deren fachliche Bewertung 

3 Zusammenfassung/Fazit  

 

01 Allgemeines 

Allgemeines: Betriebserlaubnis 

Gründe für die Veränderungen  

 Ausweitung des besonderen Schutzbedarfs von Kindern und Jugendlichen in stationären 

Einrichtungen insbesondere wegen der Risiken für Abhängigkeit und Machtmissbrauch 

wegen der besonderen Nähe zu anderen Kindern und Jugendlichen sowie Fachpersonal 

und Erziehungspersonen.  
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 Die Anforderungen an die Erteilung einer Betriebserlaubnis sollen daher erhöht sowie 

Aufsicht und Kontrolle verbessert werden.  

 Welche gesetzgeberischen Maßnahmen fallen hierunter? 

 Legaldefinition des Einrichtungsbegriffes (Paragraf 45a SGB VIII) 

 Veränderungen der Voraussetzungen der Betriebserlaubnis (Paragraf 45 Absatz 2 und 3 

SGB VIII) und die Auswirkungen auf bestehende Betriebserlaubnisse (Paragraf 45 

Absatz 7 SGB VIII) 

 Aufhebung der Betriebserlaubnis (Paragraf 45 Absatz 7 SGB VIII) 

 Veränderungen der Vorgaben zur Prüfung nach Paragraf 46 SGB VIII 

 Die neuen Dokumentationspflichten (Paragraf 47 Absatz 2 SGB VIII) 

 Ergänzung der Meldepflichten in Paragraf 47 Absatz 3 SGB VIII 

 

02  Gesetzgeberische Maßnahmen im Einzelnen und fachliche Bewertung 

a) Legaldefinition des Einrichtungsbegriffes 

 Definition 

 Familienähnliche Settings 

 

Legaldefinition des Einrichtungsbegriffes  

 

Paragraf 45a – Einrichtung 

Eine Einrichtung ist eine auf gewisse Dauer und unter der Verantwortung eines Trägers 

angelegte förmliche Verbindung ortsgebundener räumlicher, personeller und sachlicher 

Mittel mit dem Zweck der ganztägigen oder über einen Teil des Tages erfolgenden 

Betreuung oder Unterkunftsgewährung sowie Beaufsichtigung, Erziehung, Bildung, 

Ausbildung von Kindern und Jugendlichen außerhalb ihrer Familie.  

Familienähnliche Betreuungsformen der Unterbringung, bei denen der Bestand der 

Verbindung nicht unabhängig von bestimmten Kindern und Jugendlichen, den dort tätigen 

Personen und der Zuordnung bestimmter Kinder und Jugendlicher zu bestimmten dort 

tätigen Personen ist, sind nur dann Einrichtungen, wenn sie fachlich und organisatorisch in 

eine betriebserlaubnispflichtige Einrichtung eingebunden sind. Eine fachliche und 

organisatorische Einbindung der familienähnlichen Betreuungsform liegt insbesondere vor, 

wenn die betriebserlaubnispflichtige Einrichtung das Konzept, die fachliche Steuerung der 

Hilfen, die Qualitätssicherung, die Auswahl, Überwachung, Weiterbildung und Vertretung des 

Personals sowie die Außenvertretung gewährleistet.  

Landesrecht kann regeln, unter welchen Voraussetzungen auch familienähnliche 

Betreuungsformen Einrichtungen sind, die nicht fachlich und organisatorisch in eine 

betriebserlaubnispflichtige Einrichtung eingebunden sind. 
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Legaldefinition des Einrichtungsbegriffes – Paragraf 45 Satz 1 SGB VIII 

 Einrichtung  

o Förmliche Verbindung ortsgebundener räumlicher, personeller und sachlicher Mittel 

auf gewisse Dauer angelegt  

o Zum Zweck der Betreuung oder Unterkunftsgewährung sowie Beaufsichtigung, 

Erziehung, Bildung, Ausbildung von Kindern und Jugendlichen außerhalb ihrer 

Familie über einen Teil des Tages oder über Tag und Nacht 

o Unter der Verantwortung eines Trägers 

 Institutioneller Charakter führt dazu, dass die Erziehungsverantwortung gerade nicht 

(dauerhaft) einer individuell bestimmbaren Person übertragen wird, sondern mehreren 

Personen, die auch wechseln können = Abgrenzung zu Pflegefamilien 

 Allerdings problematisch bei familienanalogen Angeboten, die bisher als Einrichtung 

eingestuft wurden  

 

Legaldefinition des Einrichtungsbegriffes – Familienanaloge Angebote, Paragraf 45a 

Satz 2 und 3 SGB VIII 

 Familienähnliche Betreuungsformen =  Unterbringungsformen, bei denen der Bestand 

der Verbindung nicht unabhängig von bestimmten Kindern und Jugendlichen, den dort 

tätigen Personen und der Zuordnung bestimmter Kinder und Jugendlicher zu bestimmten 

dort tätigen Personen ist 

 Familienähnliche Betreuungsformen im oben genannten Sinne gelten als Einrichtung, 

wenn  

o sie fachlich und organisatorisch in eine betriebserlaubnispflichtige Einrichtung 

eingebunden sind = insbesondere wenn die betriebserlaubnispflichtige Einrichtung 

das Konzept, die fachliche Steuerung der Hilfen, die Qualitätssicherung, die Auswahl, 

Überwachung, Weiterbildung und Vertretung des Personals sowie die 

Außenvertretung gewährleistet oder 

im Landesrecht eine Sonderregelung existiert, die diese dennoch unter den Begriff der 

Einrichtung fasst. 

 

Legaldefinition des Einrichtungsbegriffes – Fachliche und rechtliche Bewertung 

Rechtlich 

 Es bedarf nicht zwingend einer solchen Definition. Bisher hat man dies anhand des 

Einzelfalls entschieden 

 Es entstehen Folgefragen wie die Frage der Geltung des Einrichtungsbegriffes auch im 

Rahmen anderer Bestimmungen des SGB VIII, insbesondere in Bezug auf Paragraf 78e 

SGB VIII  

 Gibt es familienanaloge Settings, die nicht unter den definierten Einrichtungsbegriff 

fallen? Bedarf es daher einer eigenen landesrechtlichen Bestimmung? Ist bekannt, ob 
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NRW/RLP oder Saarland hierzu Ergänzungen plant?  

 

Fachlich 

 Schwammige Formulierung in Bezug auf die familienähnlichen Wohnformen 

 Ausgestaltung etwa des Einrichtungsbegriffs unter den Gesichtspunkten 

Selbstvertretung, Kindeswohl  

 Gefahr des Flickenteppichs durch gegebenenfalls Landesrecht 

 

b) Veränderungen der Voraussetzungen der BE und die Auswirkungen auf 

bestehende BEs 

 Paragraf 45 Absatz 2  

 Paragraf 45 Absatz 3 

 Auswirkung auf bestehende BEs 

 

Veränderungen der Voraussetzungen der BE und die Auswirkungen auf bestehende 

BEs 

 

Paragraf 45 – Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl der Kinder und Jugendlichen in der 

Einrichtung gewährleistet ist. Dies ist in der Regel anzunehmen, wenn 

1. der Träger die für den Betrieb der Einrichtung erforderliche Zuverlässigkeit besitzt, 

2. die dem Zweck und der Konzeption der Einrichtung entsprechenden räumlichen, 

fachlichen, wirtschaftlichen und personellen Voraussetzungen für den Betrieb erfüllt sind und 

durch den Träger gewährleistet werden, 

3. die gesellschaftliche und sprachliche Integration und ein gesundheitsförderliches 

Lebensumfeld in der Einrichtung unterstützt werden sowie die gesundheitliche Vorsorge und 

die medizinische Betreuung der Kinder und Jugendlichen nicht erschwert werden sowie 

4. zur Sicherung der Rechte und des Wohls von Kindern und Jugendlichen in der Einrichtung 

die Entwicklung, Anwendung und Überprüfung eines Konzepts zum Schutz vor Gewalt, 

geeignete Verfahren der Selbstvertretung und Beteiligung sowie der Möglichkeit der 

Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten innerhalb und außerhalb der Einrichtung 

gewährleistet werden. 

Die nach Satz 2 Nummer 1 erforderliche Zuverlässigkeit besitzt ein Träger insbesondere 

dann nicht, wenn er 

1. in der Vergangenheit nachhaltig gegen seine Mitwirkungs- und Meldepflichten nach den 

§§ 46 und 47 verstoßen hat, 

2. Personen entgegen eines behördlichen Beschäftigungsverbotes nach § 48 beschäftigt 

oder 
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3. wiederholt gegen behördliche Auflagen verstoßen hat. 
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(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen hat der Träger der Einrichtung mit dem Antrag 

1. die Konzeption der Einrichtung vorzulegen, die auch Auskunft über Maßnahmen zur 

Qualitätsentwicklung und -sicherung sowie zur ordnungsgemäßen Buch- und Aktenführung 

in Bezug auf den Betrieb der Einrichtung gibt, sowie 

2. im Hinblick auf die Eignung des Personals nachzuweisen, dass die Vorlage und Prüfung 

von aufgabenspezifischen Ausbildungsnachweisen sowie von Führungszeugnissen nach § 

30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes sichergestellt sind; 

Führungszeugnisse sind von dem Träger der Einrichtung in regelmäßigen Abständen erneut 

anzufordern und zu prüfen. 

 Zuverlässigkeit des Trägers – Paragraf 45 Absatz 2, Satz 2 Nummer 1 in 

Verbindung mit Satz 3 

o Einordnung: Die Betriebserlaubnis ist von der Voraussetzung abhängig, dass in der 

Einrichtung das Wohl des Kindes gewährleistet wird. Die Ziffern 1 bis 4 im Satz 2 

bieten hierzu (nicht abschließende) Aspekte der Konkretisierung. 

o Das Kriterium der Zuverlässigkeit des Trägers soll den neuen erweiterten Fokus von 

der Einrichtung auf den Träger verdeutlichen. Der Begriff ist bekannt aus 

erlaubnispflichtigen Gewerben und könne daher entsprechend übertragen werden. 

o Nach allgemein anerkannter Definition ist zuverlässig, wer die Gewähr dafür bietet, 

dass er die genehmigte Tätigkeit ordnungsgemäß ausführen wird. Das 

Tatbestandsmerkmal erfordert eine Prognose, die gerichtlich voll überprüfbar ist. 

o „Konkretisierung“ durch Paragraf 45 Absatz 2, Satz 3: Demnach besitzt die 

erforderliche Zuverlässigkeit unserer Auffassung nicht, wenn ein Träger in der 

Vergangenheit nachhaltig gegen Pflichten nach Paragrafen 46, 47 verstoßen hat oder 

wiederholt gegen behördliche Auflagen verstoßen hat. 

 

Erweiterung der Nummer 4:  

 Gewaltschutzkonzept 

o Entwicklung, Anwendung und Weiterentwicklung durch den Träger 

o Bestandteil der Konzeption der Einrichtung 

o Abhängig vom Zweck, Aufgabenspektrum, fachliches Profil, Größe, Räumlichkeiten 

und Ausstattung der jeweiligen Einrichtung 

o Dient insbesondere auch Umsetzung des Artikels 16 UN-BRK für Kinder und 

Jugendliche mit Behinderung (hierzu aber mittlerweile auch Paragraf 37a SGB IX)  

 Selbstvertretung  

 Beschwerdemöglichkeit innerhalb und außerhalb der Einrichtung: Vielzahl von 

Umsetzungsmöglichkeiten, Pflicht kann auch durch die Schaffung einer niedrigschwellig 

wahrzunehmenden Möglichkeit, beispielsweise von telefonischen Einzelgesprächen mit 

dem zuständigen Jugendamt oder einer ähnlich geeigneten Kontaktaufnahme nach 

außen, entsprochen werden 
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Absatz 3: vorzulegende Konzeption muss Auskunft zur ordnungsgemäßen Buch- und 

Aktenführung in Bezug auf den Betrieb der Einrichtung geben 

 Achtung: anders als in den ursprünglichen Regelungen  

 Bei der Erteilung und Überprüfung der BE bedarf es nunmehr den Nachweis einer 

ordnungsgemäßen Buch- und Aktenführung; die Dokumentationspflicht wird als 

zusätzliche Pflicht neben der Meldepflicht in Paragraf 47 SGB VIII ergänzt (siehe unten) 

 Die Art und Weise der Erfüllung ihrer Aufzeichnungs- und Dokumentationspflichten bleibt 

dem Träger überlassen  ausreichend ist (wohl) in Bezug auf die 

betriebswirtschaftlichen Unterlagen für den Nachweis nach Absatz 3 entsprechendes 

Testat von Wirtschaftsprüfern, vergleiche auch Paragraf 47 Absatz 2 SGB VIII neue 

Fassung (?) 

Hinweis: Die Absätze 2 und 3 gelten auch für aktuelle Betriebserlaubnisse (siehe nächstes 

Kapitel). 

 

Veränderungen der Voraussetzungen der BE und die Auswirkungen auf bestehende 

BEs – Rechtliche und fachliche Bewertung 

Rechtlich 

 Konkretisierungen bedarf es eigentlich nicht, wäre auch jetzt bereits entsprechend 

überprüfbar  größere „Checkliste“ für die LJÄmter? 

 Zuverlässigkeitsbegriff ist auf die Kinder- und Jugendhilfe nicht übertragbar (weiterer 

unbestimmter Rechtsbegriff, spielt bereits heute eine Rolle)  

Fachlich 

 Zuverlässigkeit: Möglichkeit des Gesprächs zwischen LJÄ und Träger; 1. Beraten; 2. 

Aufsicht; Tatbestandsvoraussetzung für Erteilung der BE  Vertrauensvorschuss  

 Gewährleistung: regelmäßige Prüfungen 

 Gewaltschutzkonzept: bei Neuantrag und Veränderung; verschiedene Module 

 Selbstvertretung: Stärkung etwa von Sprecher*innenräte/Jugendparlamenten  

 Externe Beschwerdestelle: beispielsweise Ombudsstellen als Reflexionsfläche fachlich-

qualitativer Arbeit? 

 Paragraf 38 Auslandsmaßnahmen: inländische BE; örtliche Prüfung des Leistungsträgers  
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c) Aufhebung der Betriebserlaubnis 

 

alt  neu 

(7) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder 

zu widerrufen, wenn das Wohl der Kinder 

oder der Jugendlichen in der Einrichtung 

gefährdet und der Träger der Einrichtung 

nicht bereit oder nicht in der Lage ist, die 

Gefährdung abzuwenden.  

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 

die Rücknahme oder den Widerruf der 

Erlaubnis haben keine aufschiebende 

Wirkung. 

(7) Die Erlaubnis ist aufzuheben, wenn das 

Wohl der Kinder oder der Jugendlichen in 

der Einrichtung gefährdet und der Träger 

nicht bereit oder nicht in der Lage ist, die 

Gefährdung abzuwenden.  

Sie kann aufgehoben werden, wenn die 

Voraussetzungen für eine Erteilung nach 

Absatz 2 nicht oder nicht mehr vorliegen; 

Absatz 6 Satz 1 und 3 bleibt unberührt. Die 

Vorschriften zum Widerruf nach § 47 

Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 des 

Zehnten Buches bleiben unberührt. 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 

die Rücknahme oder den Widerruf der 

Erlaubnis haben keine aufschiebende 

Wirkung. 

 

 Absatz 7 sah schon immer die Aufhebung bei konkreten Kindeswohlgefährdungen vor. 

Diese findet sich jetzt in Absatz 7 Satz 1. Die Ergänzung ist nur eine sprachliche 

Klarstellung. 

 Neu ist in Absatz 7 Satz 2 die Möglichkeit sogenannten strukturellen Gefährdungen zu 

begegnen:  

o Diese sind dann gegeben, wenn die Vorrausetzungen der Erteilung nicht oder nicht 

mehr vorliegen (zum Beispiel Zuverlässigkeit, Entfallen der räumlichen, fachlichen, 

wirtschaftlichen und personellen Voraussetzungen). 

o Folge: Regelungen des Paragrafen 45 Absatz 2 und 3 gelten auch bereits für 

bestehende Betriebserlaubnisse 

o Achtung: Hierfür ist eine konkrete Gefährdung des Wohl des Kindes oder 

Jugendlichen nicht erforderlich, sondern eine strukturelle Gefährdung des Wohls der 

Kinder und Jugendlichen durch Nicht-Einhaltung der Erteilungsvoraussetzung reicht 

aus.  

o Aber: verhältnismäßiges Vorgehen, vor der Aufhebung tritt beispielsweise der 

Versuch der Beanstandung 
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Aufhebung der Betriebserlaubnis – Rechtliche und fachliche Bewertung 

Rechtlich 

 Die Aufhebung bei strukturellen Gefährdungen kann Gefahren für die Träger bergen, 

wenn BE zu schnell aufgehoben werden.  

 Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes!  

Fachlich 

 Vorgehen der LJÄ in NRW: 1. Beraten und  2. Aufsicht 

 

d) Veränderungen der Vorgaben zur Prüfung des LJA 

 Schriftliche Prüfung 

 Veränderte örtliche Prüfung 

 

Paragraf 46 – Prüfungen vor Ort und nach Aktenlage 

(1) Die zuständige Behörde soll nach den Erfordernissen des Einzelfalls an Ort und Stelle 

überprüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis weiter bestehen. 

Häufigkeit, Art und Umfang der Prüfung müssen nach fachlicher Einschätzung im 

Einzelfall zur Gewährleistung des Schutzes des Wohls der Kinder und Jugendlichen in 

der Einrichtung geeignet, erforderlich und angemessen sein. Sie soll das Jugendamt und 

einen zentralen Träger der freien Jugendhilfe, wenn diesem der Träger der Einrichtung 

angehört, an der Überprüfung beteiligen. Der Träger der Einrichtung hat der zuständigen 

Behörde insbesondere alle für die Prüfung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

(2) Örtliche Prüfungen können jederzeit unangemeldet erfolgen. Der Träger der Einrichtung 

soll bei der örtlichen Prüfung mitwirken. 

(3) Die von der zuständigen Behörde mit der Überprüfung der Einrichtung beauftragten 

Personen sind berechtigt, während der Tageszeit 

1. die für die Einrichtung benutzten Grundstücke und Räume, soweit diese nicht einem 

Hausrecht der Bewohner unterliegen, zu betreten und dort Prüfungen und 

Besichtigungen vorzunehmen sowie 

2. mit den Beschäftigten und mit den Kindern und Jugendlichen jeweils Gespräche zu 

führen, wenn die zuständige Behörde  

a) das Einverständnis der Personensorgeberechtigten zu den Gesprächen eingeholt hat 

und diesen eine Beteiligung an den Gesprächen ermöglicht sowie  

b)den Kindern und Jugendlichen die Hinzuziehung einer von ihnen benannten 

Vertrauensperson zu Gesprächen ermöglicht und sie auf dieses Recht hingewiesen hat; 

der Anspruch des Kindes oder Jugendlichen nach § 8 Absatz 3 bleibt unberührt.  

Die genannten Pflichten bestehen jedoch nicht, wenn durch deren Umsetzung die 

Sicherung der Rechte und der wirksame Schutz der Kinder und Jugendlichen in der 

Einrichtung in Frage gestellt würden.  

Zur Abwehr von Gefahren für das Wohl der Kinder und Jugendlichen können die 

Grundstücke und Räume auch außerhalb der in Satz 1 genannten Zeit und auch, wenn 
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diese zugleich einem Hausrecht der Bewohner unterliegen, betreten und Gespräche mit 

den Beschäftigten sowie den Kindern und Jugendlichen nach Maßgabe von Satz 1 

geführt werden. Der Träger der Einrichtung hat die Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 

2 zu dulden. 

 Prüfmöglichkeiten werden somit neu strukturiert und teilweise erweitert 

 Es sind nicht mehr ausschließliche örtliche Prüfungen, sondern auch Prüfungen im 

schriftlichen Verfahren möglich  Anforderungen der erforderlichen Unterlagen (Absatz 

1) 

 Klarstellung, dass örtliche Prüfungen jederzeit unangekündigt erfolgen können (Absatz 2) 

 Der neue Absatz 3 ergänzt die Betretungs- und Befragungsrechte der Prüfbehörde im 

Rahmen der örtlichen Prüfung. Unter anderem wird das „in Verbindung setzen mit Kinder 

und Jugendlichen“ und „Befragen“ der Mitarbeitenden konkreter gefasst: 

o Für das Gespräch mit den Kindern und Jugendlichen ist grundsätzlich das 

Einverständnis der Personensorgeberechtigten erforderlich und diesen eine 

Beteiligung an den Gesprächen zu ermöglichen und für die K/J besteht die 

Möglichkeit, eine Vertrauensperson hinzuziehen. 

o Ausnahme: wenn durch deren Umsetzung die Sicherung der Rechte und der 

wirksame Schutz der Kinder und Jugendlichen in der Einrichtung infrage gestellt 

würden  bedarf einer besonderen Begründung im Einzelfall 

 

Veränderungen der Vorgaben zur Prüfung des LJA – Rechtliche und fachliche 

Bewertung 

Rechtlich 

 Wichtig ist, dass es keine überwiegenden Prüfungen im schriftlichen Verfahren. Dies ist 

vom Gesetz nicht gewollt. 

Fachlich 

 Regelungen/Absprachen zu Prüfungen  

 Mitwirkungspflicht 
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e) Die neuen Dokumentationspflichten 

 

Paragraf 47 – Melde- und Dokumentationspflichten, Aufbewahrung von Unterlagen 

(…) 

(2) Der Träger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung hat den Grundsätzen einer 

ordnungsgemäßen Buch- und Aktenführung entsprechend Aufzeichnungen über den Betrieb 

der Einrichtung und deren Ergebnisse anzufertigen sowie eine mindestens fünfjährige 

Aufbewahrung der einrichtungsbezogenen Aufzeichnungen sicherzustellen. Auf Verlangen 

der Betriebserlaubnisbehörde hat der Träger der Einrichtung den Nachweis der 

ordnungsgemäßen Buchführung zu erbringen; dies kann insbesondere durch die 

Bestätigung eines unabhängigen Steuer-, Wirtschafts- oder Buchprüfers erfolgen. Die 

Dokumentations- und Aufbewahrungspflicht umfasst auch die Unterlagen zu räumlichen, 

wirtschaftlichen und personellen Voraussetzungen nach § 45 Absatz 2 Satz 2 Nummer 

2 sowie zur Belegung der Einrichtung. 

 Die im Rahmen der Konzeption der Einrichtung nachzuweisende ordnungsgemäße 

Buch- und Aktenführung wird als laufende Verpflichtung während der Betriebsführung 

(zusätzlich) geregelt.  

 Unter dem Begriff der Buch-und Aktenführung ist sowohl die betriebswirtschaftliche als 

auch die Buch- und Aktenführung mit Blick auf die Einrichtung (etwa Belegungspläne, 

Dienstpläne) erfasst (vergleiche übernommener Vorschlag des Bundesrates, BR-

Drucksache 5/21, Seite 34) 

 Einheitliche Aufbewahrungsdauer von mindestens fünf Jahren für einrichtungsbezogene 

Unterlagen 

 Aber: Die Prüfung, ob die Aufzeichnungen des Trägers alle Geschäftsvorfälle zeitnah und 

lückenlos erfassen und verbuchen und damit den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen 

Buchführung entsprechen, erfordert umfassende Fach-, Erfahrungs- und 

Spezialkenntnisse. Diese Kenntnisse sind in der Regel nicht in den 

Betriebserlaubnisbehörden vorhanden  zur Reduzierung des Verwaltungsaufwand der 

erlaubniserteilenden Behörde kann daher zum Nachweis einer ordnungsgemäßen 

Buchführung ein Testat eines unabhängigen Steuer-, Wirtschafts- oder Buchprüfers 

vorgelegt werden. 

Die neuen Dokumentationspflichten – Rechtliche und fachliche Bewertung 

Rechtlich 

 Kein Handlungsbedarf? 

 Dokumentationspflichten sind wichtig, aber die Überprüfung wird teilweise auf 

Wirtschaftsprüfer und so weiter „verlagert“?   Mehrwert? 

 Datenschutz mitdenken! 

Fachlich 

 Regelung der Aufbewahrungspflicht; unklar, was wie dokumentiert werden muss 
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f) Ergänzung der Meldepflichten 

 

Paragraf 47 – Melde- und Dokumentationspflichten, Aufbewahrung von Unterlagen 

(1) Der Träger einer erlaubnispflichtigen Einrichtung hat der zuständigen Behörde 

unverzüglich 

1. die Betriebsaufnahme unter Angabe von Name und Anschrift des Trägers, Art und 

Standort der Einrichtung, der Zahl der verfügbaren Plätze sowie der Namen und der 

beruflichen Ausbildung des Leiters und der Betreuungskräfte, 

2. Ereignisse oder Entwicklungen, die geeignet sind, das Wohl der Kinder und Jugendlichen 

zu beeinträchtigen, sowie 

3. die bevorstehende Schließung der Einrichtung 

anzuzeigen. Änderungen der in Nummer 1 bezeichneten Angaben sowie der Konzeption 

sind der zuständigen Behörde unverzüglich, die Zahl der belegten Plätze ist jährlich einmal 

zu melden. 

(2) (...) 

(3) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in dessen Zuständigkeitsbereich 

erlaubnispflichtige Einrichtungen liegen oder der die erlaubnispflichtige Einrichtung mit 

Kindern und Jugendlichen belegt, und die zuständige Behörde haben sich gegenseitig 

unverzüglich über Ereignisse oder Entwicklungen zu informieren, die geeignet sind, das 

Wohl der Kinder und Jugendlichen zu beeinträchtigen 

 

Ergänzung der Meldepflichten – Fachliche Bewertung 

Fachlich 

 Gegenseitige Informationspflicht zwischen Träger der öffentlichen Jugendhilfe und der 

Betriebserlaubnisstelle 

 

03 Zusammenfassung/Fazit 

 Ausweitung tatsächlich zum Schutze der Kinder?  Frage: Kann dies so wirklich erreicht 

werden?  

 Mehr Aufwand für nichts? Bürokratie schützt vor nicht vor einer Kindeswohlgefährdung 

 Es bestehen noch viele offene Fragen unter anderem zum Einrichtungsbegriff, zur  

Zuverlässigkeit und zur Dokumentationspflicht. Es fehlen (noch) etwa Konkretisierungen 

– Landesrecht, Arbeitshilfen der LJÄ.  
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Diskussion 

 

Die Veränderungen im Rahmen der Betriebserlaubnis wurden umfangreich diskutiert.  

 

1. Paragraf 45a – Einrichtung 

a. Einrichtungsbegriff 

Der Einrichtungsbegriff im Rahmen des SGB VIII ist vom Einrichtungsbegriff im Rahmen der 

Entgeltverhandlungen zu unterscheiden.  

Unklar bleibt auf welche Hilfearten sich der Begriff der familienanalogen Betreuungsform 

bezieht.  

Jugendliche, die im Rahmen der Erziehungshilfe eine eigene Wohnung anmieten unterliegen 

nicht der Betriebserlaubnispflicht. 

 Ergänzungen zu sozialpädagogischen Lebensgemeinschaften 

Es gibt Planungen zum Landesausführungsgesetz zum Paragrafen 45a SGB VIII. Mit diesem 

ist allerdings, aufgrund der Landtagswahlen in NRW 2022, nicht vor 2023 zu rechnen.  

Es soll Übergangsregelungen für Träger geben, die bereits jetzt über sozialpädagogische 

Lebensgemeinschaften verfügen. Neue Träger von sozialpädagogischen 

Lebensgemeinschaften werden allerdings aktuell keine Betriebserlaubnis erhalten. 

Betriebserlaubnisfähig sind Kleinsteinrichtungen, in denen Fremdpersonal mit mindestens 

einer Vollzeitstelle beschäftigt wird.  

b. Selbstvertretungen 

Im Arbeitsfeld der sozialpädagogischen Lebensgemeinschaften stellt sich die Frage, wie 

Kindern und Jugendliche sich an Vertrauenspersonen außerhalb des Systems wenden 

können.  

c. Ombudschaften 

In den Regionen gibt es unterschiedliche Vorgehensweisen zum Aufbau von Ombudsstellen. 

Wie können Träger hier partizipativ beteiligt werden?  

Beispiele für Ombudsstellen: 

 Gründung eines Vereins: Kommune und Einrichtungsträger haben sich zur Gründung 

einer Ombudsstelle zusammengeschlossen und einen Verein gegründet. Diese 

Ombudsstelle kann von allen Mitgliedern genutzt werden.  

 Ombudschaft Jugendhilfe NRW: Es gibt Träger, die ihre Kinder und Jugendlichen auf die 

Ombudsstelle Jugendhilfe NRW verweisen. Die Jugendlichen machen hierbei die 

Erfahrung, dass sie eine zeitnahe und fachlich gute Rückmeldung von den dortigen 

Fachkräften erhalten.  
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 Externe Ombudsstelle: Eine Stiftung beauftragte eine externe Ombudsstelle. Diese 

arbeitet internetbasiert. Es werden gute Erfahrungen mit dieser Form gemacht. Die 

Anfragen konnten bisher immer gut bearbeitet werden. Ein Missbrauch des Systems 

findet nicht statt.  

 

2. Paragraf 45 – Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung 

a. Zuverlässigkeit eines Trägers 

Der Begriff der Zuverlässigkeit sorgt für eine hohe Unsicherheit. Was kann dazu führen, dass 

eine Betriebserlaubnis nicht erteilt beziehungsweise entzogen wird? Ist es möglich, dass die 

Betriebserlaubnis nicht erteilt wird, weil die angewendeten pädagogischen Arbeitsweisen 

dem Landesjugendamt nicht recht sind auch wenn diese evidenzbasiert sind? Unklar bleibt, 

ob für den Nachweis der Wirtschaftlichkeit/ordentliche Buchführung ein jährlich eingereichtes 

Testat notwendig ist oder ob dieses Testat nur zu Beginn der Betriebserlaubnis und 

gegebenenfalls auf Nachfrage eingereicht werden soll.  

Es darf nicht passieren, dass die Erteilung der Betriebserlaubnis und die Bewertung der 

Zuverlässigkeit personenabhängig erfolgen. Dies trifft auch auf Konzeptionen/Angebote zu, 

die gerade neu entwickelt werden. So kommt es gegebenenfalls bei Personalwechseln zu 

erheblichen Verzögerungen.  

 Die Landesjugendämter Rheinland und Westfalen-Lippe erstellen für diesen Bereich eine 

Handreichung. (Stand November 2021) 

Im Rahmen der Zuverlässigkeit geht es auch um den Umgang mit besonderen 

Vorkommnissen. Die Träger erwarten, dass das zuständige Landesjugendamt 

Rückmeldungen zu den besonderen Vorkommnissen gibt. In der Diskussion fällt auf, dass in 

der Schnittstelle SGB VIII und SGB IX unterschiedliche Meldeanforderungen bestehen, bei 

denen Träger schnell den Überblick verlieren können. Im Hinblick auf ein inklusives Kinder- 

und Jugendstärkungsgesetz müsste dies angepasst werden.  

b. Gewaltschutzkonzepte 

Jede Einrichtung muss zukünftig ein umfassendes Gewaltschutzkonzept vorliegen haben. 

Unklar ist dabei jedoch, ob diese Konzepte auf jede einzelne Wohngruppe bezogen sein 

müssen oder ob ein Konzept in Bezug auf die gesamte Einrichtung ausreicht. 

 Es wird eine Handlungsempfehlung beider nordrhein-westfälischen Landesjugendämter 

geben, die die Inhalte der Schutzkonzepte darlegt. Die Schutzkonzepte müssen für die 

jeweiligen Angebote beschrieben sein, da je nach Setting/Zielgruppe sich die 

Schutzkonzepte unterscheiden. (Stand November 2021) 

Nach Auffassung der Teilnehmer*innen sollte es klare, verbindliche Regelungen geben, wie 

mit Tätern umgegangen werden kann. Oftmals sind jetzige Täter frühere Opfer.  

(näheres siehe auch in Kapitel 4)  
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3. Paragraf 46 Prüfungen vor Ort auch nach Aktenlage 

a. Unangemeldete Prüfungen 

Das Thema der unangemeldeten Prüfungen sorgt für regen Diskussionsbedarf. Für die 

handelnden Personen in den oftmals herausfordernden Arbeitsfeldern wird die Veränderung 

als sehr restriktiv wahrgenommen. Der Fokus muss auf dem Kindeswohl liegen. Es muss ein 

gemeinsames Handeln zum Schutz von Kindern und Jugendlichen erfolgen, welches nicht 

von gegenseitiger Kontrolle geprägt ist. Es ist zu beachten, dass für die Befragung von 

Kindern und Jugendlichen die Einverständniserklärung der Sorgeberechtigten vorliegen 

muss. In der Praxis kann diese nicht pauschal im Vorfeld eingeholt werden. Es stellt sich die 

Frage, ob bei einer unangemeldeten Prüfung auch das örtliche Jugendamt einbezogen wird. 

Diese Fragestellung bleibt unbeantwortet. Die Träger haben den Wunsch nach 

Unterstützung und Wertschätzung ihrer Arbeit durch die Landesjugendämter.  

 Haltung der Landesjugendämter Rheinland und Westfalen-Lippe: Man prüft sehr genau, 

ob eine unangemeldete Prüfung zielführend sein kann und ist sich der Wirkung einer solchen 

Maßnahme mehr als bewusst. Auch bisher konnten unangemeldete Prüfungen erfolgen. An 

der Praxis wird sich voraussichtlich nicht viel ändern. (Stand November 2021)  

 

4. Paragraf 47 Melde- und Dokumentationspflichten, Aufbewahrung von Unterlagen 

a. Dokumentationspflicht 

Was muss aufbewahrt werden?  

Insgesamt muss festgehalten werden, dass die Begriffe häufig, zum Beispiel im Rahmen der 

landesrechtlichen Ausführungsbestimmungen, näher erläutert werden müssen. Die 

Ausführungsbestimmungen liegen noch nicht vor. Angesichts der Landtagswahl NRW 2022 

ist auch für NRW vor Ende 2022/Anfang 2023 damit zu rechnen.  

Es bleibt abzuwarten, wie sich die Interessenlagen der Landesjugendämter in den 

Leistungsentgeltvereinbarungen der örtlichen Jugendämter abbilden lassen.  
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KJSG 3 – Partizipation und Inklusion  

 

Präsentation 

 

KJSG – Teil 3: Partizipation und Inklusion 

Gliederung 

1 Allgemeines zum Verfahren und dem Ziel „Hilfen aus einer Hand für Menschen mit 

oder ohne Behinderung“ und „ Mehr Beteiligung von Kindern und Jugendlichen sowie 

ihren Eltern/Familien“ 

2 Gesetzgeberische Maßnahmen im Einzelnen und deren fachliche Bewertung 

3 Zusammenfassung/Fazit  

 

01 Allgemeines 

Allgemeines: Partizipation und Inklusion 

 Gründe für die Veränderungen:  

 Umsetzung der Zielsetzung der UN-BRK zur Schaffung einer inklusiven Gesellschaft und 

damit auch eines inklusiven Sozialleistungssystems 

 Verbindliche Weichenstellung für ein inklusives SGB VIII, welches dies umsetzt 

 Verfahrenslotse soll vor der Umstellung die Jugendämter auf diese Aufgabe vorbereiten 

 Schaffung eines inklusiven SGB VIII unter Evaluierung der aktuellen Rechtsgrundlagen 

 Stärkung der Rechte von Kinder und Jugendlichen, Eltern, Familien  

 Welche gesetzgeberischen Maßnahmen fallen hierunter? 

 Drei-Stufen-Modell: Inklusion als Leitsatz, Verfahrenslotse, Inkrafttreten eines inklusiven 

SGB VIII 

 Beteiligung/Partizipation: adressatenorientierte Aufklärung, uneingeschränkter 

Beratungsanspruch, Ombudsstellen, Stärkung der Selbstvertretung und der Selbsthilfe 

 

02 Gesetzgeberische Maßnahmen im Einzelnen und fachliche Bewertung 

a) Drei-Stufen-Modell 

 Verankerung Inklusion als Leitsatz 

 Verfahrenslotse 

 Entwicklung eines inklusiven SGB VIII 
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Drei-Stufen-Modell – Übersicht 

 Vorab: Es gibt nur ein „Inaussichtstellen“ einer inklusiven Lösung.  

 In drei Schritten zur inklusiven Lösung 

 1. Schritt (2021 bis 2024):  

o Verankerung der Inklusion als Leitsatz in Paragrafen 1, 9 SGB VIII  

o Verankerung im Kindesschutz unter Paragrafen 8a, 8b SGB VIII 

o Verankerung im Rahmen der 

Qualitätsentwicklung/Qualitätsentwicklungsvereinbarungen (Paragrafen 79a, 78b, 80 

SGB VIII) 

o Neuer Behinderungsbegriff (Paragraf 7 SGB VIII) 

o (Inklusion im Bereich Kindertagesstätten) 

o Verbesserung der Schnittstellen (insbesondere Paragraf 36b SGB VIII und 

Paragrafen 118, 119 SGB IX) 

 2. Schritt (2024 bis 2028): Verfahrenslotse zur Vermittlung von EGH-Leistungen im 

Jugendamt für alle jungen Menschen mit (drohender) Behinderung 

 3. Schritt (1. Januar 2028): Geplantes Inkrafttreten eines inklusiven SGB VIII und die 

entsprechende gesetzliche Einleitung durch Paragraf 107 SGB VIII 

 

Drei-Stufen-Modell – 1. Stufe: Verankerung der Inklusion als Leitsatz 

alt  neu 

§ 1 Recht auf Erziehung, 

Elternverantwortung, Jugendhilfe 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf 

Förderung seiner Entwicklung und auf 

Erziehung zu einer eigenverantwortlichen 

und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 

(…) 

§ 1 Recht auf Erziehung, 

Elternverantwortung, Jugendhilfe 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf 

Förderung seiner Entwicklung und auf 

Erziehung zu einer selbstbestimmten, 

eigenverantwortlichen und 

gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 

(…) 

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des 

Rechts nach Absatz 1 insbesondere(…)  

2. jungen Menschen ermöglichen oder 

erleichtern, entsprechend ihres Alters und 

ihrer individuellen Fähigkeiten in allen sie 

betreffenden Lebensbereichen 

selbstbestimmt zu interagieren und damit 

gleichberechtigt am Leben in der 

Gesellschaft teilhaben zu können, 
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§ 9 Grundrichtung der Erziehung, 

Gleichberechtigung von Mädchen und 

Jungen 

Bei der Ausgestaltung der Leistungen und 

der Erfüllung der Aufgaben sind 

(…) 

3. die unterschiedlichen Lebenslagen von 

Mädchen und Jungen zu berücksichtigen, 

Benachteiligungen abzubauen und die 

Gleichberechtigung von Mädchen und 

Jungen zu fördern. 

§ 9 Grundrichtung der Erziehung, 

Gleichberechtigung von jungen 

Menschen 

Bei der Ausgestaltung der Leistungen und 

der Erfüllung der Aufgaben sind 

(…) 

3. die unterschiedlichen Lebenslagen von 

Mädchen, Jungen sowie transidenten, 

nichtbinären und intergeschlechtlichen 

jungen Menschen zu berücksichtigen, 

Benachteiligungen abzubauen und die 

Gleichberechtigung von Mädchen und 

Jungen zu fördern, 

4. die gleichberechtigte Teilhabe von 

jungen Menschen mit und ohne 

Behinderungen umzusetzen und 

vorhandene Barrieren abzubauen. 

 

Drei-Stufen-Modell – 1. Stufe: Verankerung der Inklusion im Kindesschutz 

alt  neu 

§ 8a  Schutzauftrag bei 

Kindeswohlgefährdung 

(4) (…) In die Vereinbarung ist neben den 

Kriterien für die Qualifikation der beratend 

hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen 

Fachkraft insbesondere die Verpflichtung 

aufzunehmen, dass die Fachkräfte der 

Träger bei den Erziehungsberechtigten auf 

die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, 

wenn sie diese für erforderlich halten, und 

das Jugendamt informieren, falls die 

Gefährdung nicht anders abgewendet 

werden kann. 

§ 8a Schutzauftrag bei 

Kindeswohlgefährdung 

(4) (…) In den Vereinbarungen sind die 

Kriterien für die Qualifikation der beratend 

hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen 

Fachkraft zu regeln, die insbesondere auch 

den spezifischen Schutzbedürfnissen von 

Kindern und Jugendlichen mit 

Behinderungen Rechnung tragen. 

Daneben ist in die Vereinbarungen 

insbesondere die Verpflichtung 

aufzunehmen, dass die Fachkräfte der 

Träger bei den Erziehungsberechtigten auf 

die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, 

wenn sie diese für erforderlich halten, und 

das Jugendamt informieren, falls die 

Gefährdung nicht anders abgewendet 

werden kann. 
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§ 8b Fachliche Beratung und Begleitung 

zum Schutz von Kindern und 

Jugendlichen 

(…) 

§ 8b Fachliche Beratung und Begleitung 

zum Schutz von Kindern und 

Jugendlichen 

(…) 

(3) Bei der fachlichen Beratung nach 

Absatz 1 und 2 wird den spezifischen 

Schutzbedürfnissen von Kindern und 

Jugendlichen mit Behinderungen 

Rechnung getragen. 

 

Drei-Stufen-Modell – 1. Stufe: Verankerung im Rahmen der 

Qualitätsentwicklung/Qualitätsentwicklungsvereinbarungen 

 

Paragraf 78b – Voraussetzungen für die Übernahme des Leistungsentgelts 

(1) Wird die Leistung ganz oder teilweise in einer Einrichtung erbracht, so ist der Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme des Entgelts gegenüber dem Leistungsberechtigten 

verpflichtet, wenn mit dem Träger der Einrichtung oder seinem Verband Vereinbarungen 

über 

1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungsangebote (Leistungsvereinbarung), 

2. differenzierte Entgelte für die Leistungsangebote und die betriebsnotwendigen 

Investitionen (Entgeltvereinbarung) und 

3. Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität der Leistungsangebote sowie 

über geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung (Qualitätsentwicklungsvereinbarung) 

abgeschlossen worden sind; dazu zählen auch die Qualitätsmerkmale nach § 79a Satz 2. 

 

Paragraf 79a – Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe 

Um die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 zu erfüllen, haben die Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität sowie 

geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung für 

1. die Gewährung und Erbringung von Leistungen, 

2. die Erfüllung anderer Aufgaben, 

3. den Prozess der Gefährdungseinschätzung nach § 8a, 

4. die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen 

weiterzuentwickeln, anzuwenden und regelmäßig zu überprüfen. Dazu zählen auch 

Qualitätsmerkmale für die inklusive Ausrichtung der Aufgabenwahrnehmung und die 

Berücksichtigung der spezifischen Bedürfnisse von jungen Menschen mit Behinderungen 

sowie die Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen und in 

Familienpflege und ihren Schutz vor Gewalt. Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
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orientieren sich dabei an den fachlichen Empfehlungen der nach § 85 Absatz 2 zuständigen 

Behörden und an bereits angewandten Grundsätzen und Maßstäben für die Bewertung der 

Qualität sowie Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung. 

 

Drei-Stufen-Modell – 1. Stufe: Neuer Behinderungsbegriff 

 

§ 2 Abs. 1 SGB IX  § 7 Abs. 2 SGB VIII § 35a Abs. 1 SGB VIII 

(1) Menschen mit 

Behinderungen sind 

Menschen, die körperliche, 

seelische, geistige oder 

Sinnesbeeinträchtigungen 

haben, die sie in 

Wechselwirkung mit 

einstellungs- und 

umweltbedingten Barrieren 

an der gleichberechtigten 

Teilhabe an der 

Gesellschaft mit hoher 

Wahrscheinlichkeit länger 

als sechs Monate hindern 

können. Eine 

Beeinträchtigung nach Satz 

1 liegt vor, wenn der 

Körper- und 

Gesundheitszustand von 

dem für das Lebensalter 

typischen Zustand 

abweicht. Menschen sind 

von Behinderung bedroht, 

wenn eine Beeinträchtigung 

nach Satz 1 zu erwarten ist. 

(2) Kinder, Jugendliche, 

junge Volljährige und junge 

Menschen mit 

Behinderungen im Sinne 

dieses Buches sind 

Menschen, die körperliche, 

seelische, geistige oder 

Sinnesbeeinträchtigungen 

haben, die sie in 

Wechselwirkung mit 

einstellungs- und 

umweltbedingten Barrieren 

an der gleichberechtigten 

Teilhabe an der 

Gesellschaft mit hoher 

Wahrscheinlichkeit länger 

als sechs Monate hindern 

können. Eine 

Beeinträchtigung nach Satz 

1 liegt vor, wenn der 

Körper- und 

Gesundheitszustand von 

dem für das Lebensalter 

typischen Zustand 

abweicht. Kinder, 

Jugendliche, junge 

Volljährige und junge 

Menschen sind von 

Behinderung bedroht, wenn 

eine Beeinträchtigung nach 

Satz 1 zu erwarten ist. 

(1) Kinder oder Jugendliche 

haben Anspruch auf 

Eingliederungshilfe, wenn 

1. ihre seelische 

Gesundheit mit hoher 

Wahrscheinlichkeit länger 

als sechs Monate von dem 

für ihr Lebensalter 

typischen Zustand 

abweicht, und 

2. daher ihre Teilhabe am 

Leben in der Gesellschaft 

beeinträchtigt ist oder eine 

solche Beeinträchtigung zu 

erwarten ist. Von einer 

seelischen Behinderung 

bedroht im Sinne dieser 

Vorschrift sind Kinder oder 

Jugendliche, bei denen 

eine Beeinträchtigung ihrer 

Teilhabe am Leben in der 

Gesellschaft nach 

fachlicher Erkenntnis mit 

hoher Wahrscheinlichkeit 

zu erwarten ist.  
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Drei-Stufen-Modell – 1. Stufe: Verbesserung der Schnittstellen/Wiederholung KJSG 

Erster Teil 

 

Paragraf 36b – Zusammenarbeit beim Zuständigkeitsübergang 

(1) Zur Sicherstellung von Kontinuität und Bedarfsgerechtigkeit der Leistungsgewährung sind 

von den zuständigen öffentlichen Stellen, insbesondere von Sozialleistungsträgern oder 

Rehabilitationsträgern rechtzeitig im Rahmen des Hilfeplans Vereinbarungen zur 

Durchführung des Zuständigkeitsübergangs zu treffen. Im Rahmen der Beratungen zum 

Zuständigkeitsübergang prüfen der Träger der öffentlichen Jugendhilfe und die andere 

öffentliche Stelle, insbesondere der andere Sozialleistungsträger oder Rehabilitationsträger 

gemeinsam, welche Leistung nach dem Zuständigkeitsübergang dem Bedarf des jungen 

Menschen entspricht. 

(2) Abweichend von Absatz 1 werden bei einem Zuständigkeitsübergang vom Träger der 

öfftl. JGH auf einen Träger der Eingliederungshilfe rechtzeitig im Rahmen eines 

Teilhabeplanverfahrens nach § 19 [SGB IX] die Voraussetzungen für die Sicherstellung einer 

nahtlosen und bedarfsgerechten Leistungsgewährung nach dem Zuständigkeitsübergang 

geklärt. Die Teilhabeplanung ist frühzeitig, in der Regel ein Jahr vor dem voraussichtlichen 

Zuständigkeitswechsel, vom Träger der Jugendhilfe einzuleiten. Mit Zustimmung des [LB] 

oder seines [PSB] ist eine Teilhabeplankonferenz nach § 20 [SGB IX] durchzuführen. Stellt 

der beteiligte Träger der [EGH] fest, dass seine Zuständigkeit sowie die 

Leistungsberechtigung absehbar gegeben sind, soll er entsprechend § 19 Abs. 5 [SGB IX] 

die Teilhabeplanung vom Träger der öfftl. JGH übernehmen. Dies beinhaltet gemäß § 21 

[SGB IX] auch die Durchführung des Verfahrens zur Gesamtplanung nach den §§ 117-122 

[SGB IX]. 

 

Paragraf 41 – Hilfen für junge Volljährige 

(3) Soll eine Hilfe nach dieser Vorschrift nicht fortgesetzt oder beendet werden, prüft der 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe ab einem Jahr vor dem hierfür im Hilfeplan vorgesehenen 

Zeitpunkt, ob im Hinblick auf den Bedarf des jungen Menschen ein Zuständigkeitsübergang 

auf andere Sozialleistungsträger in Betracht kommt; § 36b gilt entsprechend. 

 

Drei-Stufen-Modell – 1. Stufe: Verbesserung der Schnittstellen 

 

Paragraf 10a – Beratung 

(3) Bei minderjährigen Leistungsberechtigten nach § 99 des Neunten Buches nimmt der 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit Zustimmung des Personensorgeberechtigten am 

Gesamtplanverfahren nach § 117 Absatz 6 des Neunten Buches beratend teil. 
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Paragraf 117 – Gesamtplanverfahren 

(…) 

(6) Bei minderjährigen Leistungsberechtigten wird der nach § 86 des Achten Buches 

zuständige örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe vom Träger der Eingliederungshilfe 

mit Zustimmung des Personensorgeberechtigten informiert und nimmt am 

Gesamtplanverfahren beratend teil, soweit dies zur Feststellung der Leistungen der 

Eingliederungshilfe nach den Kapiteln 3 bis 6 erforderlich ist. Hiervon kann in begründeten 

Ausnahmefällen abgesehen werden, insbesondere wenn durch die Teilnahme des 

zuständigen örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe das Gesamtplanverfahren 

verzögert würde. 

 

Paragraf 119 – Gesamtplankonferenz 

(1) Mit Zustimmung des Leistungsberechtigten kann der Träger der Eingliederungshilfe eine 

Gesamtplankonferenz durchführen, um die Leistungen für den Leistungsberechtigten nach 

den Kapiteln 3 bis 6 sicherzustellen. Die Leistungsberechtigten und die beteiligten 

Rehabilitationsträger und bei minderjährigen Leistungsberechtigten der nach § 86 des 

Achten Buches zuständige örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe können dem nach § 

15 verantwortlichen Träger der Eingliederungshilfe die Durchführung einer 

Gesamtplankonferenz vorschlagen. Den Vorschlag auf Durchführung einer 

Gesamtplankonferenz kann der Träger der Eingliederungshilfe ablehnen, wenn der 

maßgebliche Sachverhalt schriftlich ermittelt werden kann oder der Aufwand zur 

Durchführung nicht in einem angemessenen Verhältnis zum Umfang der beantragten 

Leistung steht. 

 

Drei-Stufen-Modell 1. Stufe – Rechtliche Bewertung 

 Die Bestimmungen in den Paragrafen 1, 9 sind Programmsätze, die keine unmittelbare 

rechtliche Wirkung entfalten. 

 Veränderten Vorgaben in Bezug auf die Vereinbarungen mit den freien Trägern im 

Kindesschutz (Paragrafen 8a, 8b SGB VIII), aber auch bisher galt der Kindesschutz 

unabhängig davon, ob das Kind oder der/die Jugendliche eine Behinderung hat oder 

nicht.  

 Die inklusive Ausrichtung der Aufgabenwahrnehmung und die Berücksichtigung der 

spezifischen Bedürfnisse von jungen Menschen mit Behinderungen als Bestandteil der 

Qualitätsentwicklungsvereinbarung im Rahmen von Paragrafen 78a SGB VIII führt 

meines Erachtens nicht zu bereits jetzt gültigen unmittelbaren Verpflichtungen  Wir 

wissen noch nicht wie das inklusive SGB VIII aussehen wird! 

 Abweichender Behinderungsbegriff: Kein ICF-CY-Anwendungsverpflichtung durch die 

„Hintertür“, wirkliche Auswirkungen der Unterschiedlichkeit in der Praxis?  

 Ausbau der Schnittstellen und Übergänge rechtlich nun sehr umfassend geregelt. Wichtig 

wird es sein, dass die Regelungen auch gelebt werden.  
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Drei-Stufen-Modell 1. Stufe – Fachliche Bewertung 

 Inklusion – für und wider des Stufenmodells  

 Inklusion – Begrifflichkeiten Paragraf 7 SGB VIII = Paragraf 2 SGB IX # Paragraf 35a 

SGB VIII 

 Stufe 1 

Schnittstellenbereinigung – Bedürfnisse werden zum Maßstab einer individuellen 

Hilfeplanung 

o Muss gelebt werden 

o Nahtlose, bedarfsgerechte Übergänge und die Realität?  

o Evaluation notwendig 

 Kinderschutz 

o Schutzkonzepte für Kinder mit/ohne Behinderung 

o Qualifikation von In-So-Fa‘s  

o Informationspflicht!?  

 Beratung 

o Umsetzung?  

 

Drei-Stufen-Modell – 2. Stufe: Verfahrenslotse 

 

§ 10b Verfahrenslotse zur Vermittlung von Eingliederungshilfeleistung (1. Januar 2024 

bis 31. Dezember 2027) 

(1) Junge Menschen, die Leistungen der Eingliederungshilfe wegen einer Behinderung oder 

wegen einer drohenden Behinderung geltend machen oder bei denen solche 

Leistungsansprüche in Betracht kommen, sowie ihre Mütter, Väter, Personensorge- und 

Erziehungsberechtigten haben bei der Antragstellung, Verfolgung und Wahrnehmung dieser 

Leistungen Anspruch auf Unterstützung und Begleitung durch einen Verfahrenslotsen. Der 

Verfahrenslotse soll die Leistungsberechtigten bei der Verwirklichung von Ansprüchen auf 

Leistungen der Eingliederungshilfe unabhängig unterstützen sowie auf die Inanspruchnahme 

von Rechten hinwirken. Diese Leistung wird durch den örtlichen Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe erbracht. 

(2) Der Verfahrenslotse unterstützt den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei der 

Zusammenführung der Leistungen der Eingliederungshilfe für junge Menschen. Hierzu 

berichtet er gegenüber dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe halbjährlich 

insbesondere über Erfahrungen mit der strukturellen Zusammenarbeit mit anderen Stellen 

und öffentlichen Einrichtungen, insbesondere mit anderen Rehabilitationsträgern. 

 

Drei-Stufen-Modell 2. Stufe – Fachliche und rechtliche Bewertung 

Rechtlich 

 Die Verpflichtung zur Stellung eines Verfahrenslotsen trifft das Jugendamt und nicht den 

freien Träger. 
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 Verfahrenslotse bedarf fundierte Kenntnisse im Eingliederungshilferecht und in den 

Schnittstellen zur Jugendhilfe. 

Fachlich 

 Unabhängigkeit!?  

 Verortung in dieser Stufe unklar; erst in Stufe 3 scheint die Verortung im JA zu sein 

 Träger der Eingliederungshilfe muss nicht auf den Verfahrenslotsen hinweisen 

 

Drei-Stufen-Modell 3. Stufe: Inkrafttreten eines inklusiven SGB 8 mit vorangegangener 

Gesetzesevaluation 

 

Paragraf 107 – SGB VIII Übergangsregelung 

(1) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend begleitet und 

untersucht 1.bis zum Inkrafttreten von § 10b am 1. Januar 2024 sowie 2.bis zum Inkrafttreten 

von § 10 Absatz 4 Satz 1 und 2 am 1. Januar 2028 die Umsetzung der für die Ausführung 

dieser Regelungen jeweils notwendigen Maßnahmen in den Ländern. Bei der Untersuchung 

nach Satz 1 Nummer 1 werden insbesondere auch die Erfahrungen der örtlichen Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe einbezogen, die bereits vor dem 1. Januar 2024 Verfahrenslotsen 

entsprechend § 10b einsetzen. Bei der Untersuchung nach Satz 1 Nummer 2 findet das 

Bundesgesetz nach § 10 Absatz 4 Satz 3 ab dem Zeitpunkt seiner Verkündung, die als 

Bedingung für das Inkrafttreten von § 10 Absatz 4 Satz 1 und 2 spätestens bis zum 1. Januar 

2027 erfolgen muss, besondere Berücksichtigung. 

(2) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend untersucht in den 

Jahren 2022 bis 2024 die rechtlichen Wirkungen von § 10 Absatz 4 und legt dem Bundestag 

und dem Bundesrat bis zum 31. Dezember 2024 einen Bericht über das Ergebnis der 

Untersuchung vor. Dabei sollen insbesondere die gesetzlichen Festlegungen des Achten 

und Neunten Buches 

1. zur Bestimmung des leistungsberechtigten Personenkreises, 

2. zur Bestimmung von Art und Umfang der Leistungen, 

3. zur Ausgestaltung der Kostenbeteiligung bei diesen Leistungen und 

4. zur Ausgestaltung des Verfahrens 

untersucht werden mit dem Ziel, den leistungsberechtigten Personenkreis, Art und Umfang 

der Leistungen sowie den Umfang der Kostenbeteiligung für die hierzu Verpflichteten nach 

dem am 1. Januar 2023 für die Eingliederungshilfe geltenden Recht beizubehalten, 

insbesondere einerseits keine Verschlechterungen für leistungsberechtigte oder 

kostenbeitragspflichtige Personen und andererseits keine Ausweitung des Kreises der 

Leistungsberechtigten sowie des Leistungsumfangs im Vergleich zur Rechtslage am 1. 

Januar 2023 herbeizuführen, sowie Hinweise auf die zu bestimmenden Inhalte des 

Bundesgesetzes nach § 10 Absatz 4 Satz 3 zu geben. In die Untersuchung werden auch 

mögliche finanzielle Auswirkungen gesetzlicher Gestaltungsoptionen einbezogen. 
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(3) Soweit das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend Dritte in die 

Durchführung der Untersuchungen nach den Absätzen 1 und 2 einbezieht, beteiligt es hierzu 

vorab die Länder. 

(4) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend untersucht unter 

Beteiligung der Länder die Wirkungen dieses Gesetzes im Übrigen einschließlich seiner 

finanziellen Auswirkungen auf Länder und Kommunen und berichtet dem Deutschen 

Bundestag und dem Bundesrat über die Ergebnisse dieser Untersuchung. 

 Paragraf 107 Absatz 1 SGB VIII: Durchführung eines weiteren Dialogprozesses, 

insbesondere mit den Ländern und Kommunen aber auch weiterer Fachöffentlichkeit, 

hierzu Studien, Einbeziehung von Modellprojekten, auch Berücksichtigung der Erfahrung 

mit dem Verfahrenslotsen   

 Paragraf 107 Absatz 2 SGB VIII: prospektive Gesetzesevaluation anhand der 

bestehenden Gesetze SGB VIII und SGB IX  

 Paragraf 107 Absatz 3 SGB VIII: Beteiligung Dritter bei der Durchführung der 

Untersuchung 

 Paragraf 107 Absatz 4 SGB VIII: gesamte Gesetzesevaluation 

 

Drei-Stufen-Modell 3. Stufe – Fachliche und rechtliche Bewertung 

Rechtlich 

 Es handelt sich um eine einfachgesetzliche Regelung, die auch wieder aufgehoben und 

verändert werden kann.   

 Kritik an der sog. Status-quo-Regelung  keine Erweiterungen geplant, obwohl die 

Verknüpfung beider Systeme ganz neue Möglichkeiten in der Unterstützung von jungen 

Menschen, Eltern und Familien bietet 

Fachlich 

 Ungenau, was zu erwarten ist 

 

b) Mehr Beteiligung von Kindern und Jugendlichen sowie ihren Eltern/Familien 

 Adressatenorientierte Aufklärung 

 Weitere Aspekte wie unabhängiger Beratungsanspruch, Ombudsstellen 

 

Mehr Beteiligung – Adressatenorientierte Aufklärung 

 

Paragraf 8 – Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

(4) Beteiligung und Beratung von Kindern und Jugendlichen nach diesem Buch erfolgen in 

einer für sie verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form. 

 

Paragraf 10a – Beratung 
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(1) Zur Wahrnehmung ihrer Rechte nach diesem Buch werden junge Menschen, Mütter, 

Väter, Personensorge- und Erziehungsberechtigte, die leistungsberechtigt sind oder 

Leistungen nach § 2 Absatz 2 erhalten sollen, werden in einer für sie verständlichen, 

nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form, auf ihren Wunsch auch im Beisein einer 

Person ihres Vertrauens, beraten. 

 

Paragraf 36 – Mitwirkung, Hilfeplan 

(1) Der Personensorgeberechtigte und das Kind oder der Jugendliche sind vor der 

Entscheidung über die Inanspruchnahme einer Hilfe und vor einer notwendigen Änderung 

von Art und Umfang der Hilfe zu beraten und auf die möglichen Folgen für die Entwicklung 

des Kindes oder des Jugendlichen hinzuweisen. Es ist sicherzustellen, dass Beratung und 

Aufklärung nach Satz 1 in einer für den Personensorgeberechtigten und das Kind oder 

Jugendlichen verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form erfolgen.  

 

Paragraf 41a – Nachbetreuung 

(1) Junge Volljährige werden innerhalb eines angemessenen Zeitraums nach Beendigung 

der Hilfe bei der Verselbständigung im notwendigen Umfang und in einer für sie 

verständlichen, nachvollziehbaren und  wahrnehmbaren Form beraten und unterstützt. 

 

Paragraf 42 – Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen 

(2) Das Jugendamt hat während der Inobhutnahme in einer verständlichen, 

nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form unverzüglich das Kind oder den Jugendlichen 

umfassend über diese Maßnahme aufzuklären die Situation, die zur Inobhutnahme geführt 

hat, zusammen mit dem Kind oder dem Jugendlichen zu klären und Möglichkeiten der Hilfe 

und Unterstützung aufzuzeigen.  

(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 die Personensorge- oder 

Erziehungsberechtigten unverzüglich von der Inobhutnahme zu unterrichten, sie in einer 

verständlichen, nachvollziehbaren und wahrnehmbaren Form umfassend über diese 

Maßnahme aufzuklären und mit ihnen das Gefährdungsrisiko abzuschätzen. 

 Dieses Erfordernis findet sich an verschiedenen Stellen des neuen Gesetzes unter 

anderem bei der allgemeinen Beratung nach Paragraf 10a SGB VIII, der Hilfeplanung 

oder im Rahmen der Inobhutnahme.  

 Ursprünglich sah das Gesetz nur die Beratung und Unterstützung in wahrnehmbarer 

Form. Die Begründung verwies dabei aber auf die Einzelfallabhängigkeit und die 

Abhängigkeit von der individuellen Bedarfslage des Kindes beziehungsweise der/des 

Jugendlichen.  

 Ergänzung um verständlich und nachvollziehbar geht auf Vorschlag des Bundesrates 

zurück. Begründung: „wahrnehmbar“ sei zu eng, da dies allein die Wahrnehmung mittels 

Sinnesorgane betrifft, aber um allen Belangen gerecht zu werden, bedarf es der 

Konkretisierung durch verständlich und nachvollziehbar.  
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Mehr Beteiligung – Unabhängiger Beratungsanspruch 

 

alt  neu 

§ 8 Beteiligung von Kindern und 

Jugendlichen 

(…) 

(3) Kinder und Jugendliche haben 

Anspruch auf Beratung ohne Kenntnis des 

Personensorgeberechtigten wenn die 

Beratung auf Grund einer Not- und 

Konfliktlage erforderlich ist und solange 

durch die Mitteilung an den 

Personensorgeberechtigten der 

Beratungszweck vereitelt würde. § 36 des 

Ersten Buches bleibt unberührt. 

§ 8 Beteiligung von Kindern und 

Jugendlichen 

(…) 

(3) Kinder und Jugendliche haben 

Anspruch auf Beratung ohne Kenntnis des 

Personensorgeberechtigten wenn die 

Beratung auf Grund einer Not- und 

Konfliktlage erforderlich ist und solange 

durch die Mitteilung an den 

Personensorgeberechtigten der 

Beratungszweck vereitelt würde. § 36 des 

Ersten Buches bleibt unberührt. Die 

Beratung kann auch durch einen Träger 

der freien Jugendhilfe erbracht werden; § 

36a Absatz 2 Satz 1 bis 3 gilt 

entsprechend. 

(4) Beteiligung und Beratung von Kindern 

und Jugendlichen nach diesem Buch 

erfolgen in einer für sie verständlichen, 

nachvollziehbaren und wahrnehmbaren 

Form. 

 

Mehr Beteiligung – Stärkung der Selbstvertretung und der Selbsthilfe 

 

Paragraf 4a – Selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur Selbstvertretung 

(1) Selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach diesem Buch sind solche, in denen sich 

nicht in berufsständige Organisationen der Kinder- und Jugendhilfe eingebundene Personen, 

insbesondere Leistungsberechtigte und Leistungsempfänger nach diesem Buch sowie 

ehrenamtlich in der Kinder- und Jugendhilfe tätige Personen nicht nur vorübergehend mit 

dem Ziel zusammenschließen, Adressatinnen und Adressaten der Kinder- und Jugendhilfe 

zu unterstützen, zu begleiten und zu fördern, sowie Selbsthilfekontaktstellen. Sie umfassen 

Selbstvertretungen sowohl innerhalb von Einrichtungen und Institutionen als auch im 

Rahmen gesellschaftlichen Engagements zur Wahrnehmung eigener Interessen sowie die 

verschiedenen Formen der Selbsthilfe. 
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(2) Die öffentliche und freie Jugendhilfe arbeitet mit den selbstorganisierten 

Zusammenschlüssen zusammen insbesondere zur Lösung von Problemen des 

Gemeinwesens oder innerhalb von Einrichtungen zur Beteiligung in diese betreffenden 

Angelegenheiten, und wirkt auf eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit diesen innerhalb 

der freien Jugendhilfe hin.  

(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die selbstorganisierten Zusammenschlüsse nach 

Maßgabe dieses Buches anregen und fördern. 

 Beratende Mitglieder im Jugendhilfeausschuss (Paragraf 71 Absatz 2 SGB VIII) und in 

den Arbeitsgemeinschaften nach Paragraf 78 SGB VIII 

 

Mehr Beteiligung – Ombudsstellen 

 

Paragraf 9a – Ombudsstellen 

In den Ländern wird sichergestellt, dass sich junge Menschen und ihre Familien zur 

Beratung in sowie Vermittlung und Klärung von Konflikten im Zusammenhang mit Aufgaben 

der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 und deren Wahrnehmung durch die öffentliche und 

freie Jugendhilfe an eine Ombudsstelle wenden können. Die hierzu dem Bedarf von jungen 

Menschen und ihren Familien entsprechend errichteten Ombudsstellen arbeiten unabhängig 

und sind fachlich nicht weisungsgebunden. § 17 Absatz 1 bis Absatz 2a des Ersten Buches 

gilt für die Beratung sowie die Vermittlung und Klärung von Konflikten durch die 

Ombudsstellen entsprechend. Das Nähere regelt das Landesrecht. 

 

Mehr Beteiligung – Beschwerdemöglichkeit bei der Unterbringung außerhalb der 

Herkunftsfamilie (Wiederholung 1. und 2. Teil) 

 

Paragraf 45 – Erlaubnis für den Betrieb von Einrichtungen 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl der Kinder und Jugendlichen in der 

Einrichtung gewährleistet ist. Dies ist in der Regel anzunehmen, wenn (…) 

4. zur Sicherung der Rechte und des Wohls von Kindern und Jugendlichen in der Einrichtung 

die Entwicklung, Anwendung und Überprüfung eines Konzepts zum Schutz vor Gewalt, 

geeignete Verfahren der Selbstvertretung und Beteiligung sowie der Möglichkeit der 

Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten innerhalb und außerhalb der Einrichtung 

gewährleistet werden. 

 

Paragraf 37b – Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in Familienpflege 

(1) Das Jugendamt stellt sicher, dass während der Dauer des Pflegeverhältnisses ein nach 

Maßgabe fachlicher Handlungsleitlinien gemäß § 79a Satz 2 entwickeltes Konzept zur 

Sicherung der Rechte des Kindes oder des Jugendlichen und zum Schutz vor Gewalt 

angewandt wird. Hierzu sollen die Pflegeperson sowie das Kind oder der Jugendliche vor der 
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Aufnahme und während der Dauer des Pflegeverhältnisses beraten und an der auf das 

konkrete Pflegeverhältnis bezogenen Ausgestaltung des Konzepts beteiligt werden. 

 

(2) Das Jugendamt gewährleistet, dass das Kind oder der Jugendliche während der Dauer 

des Pflegeverhältnisses Möglichkeiten der Beschwerde in persönlichen Angelegenheiten hat 

und informiert das Kind oder den Jugendlichen hierüber. 

 

Mehr Beteiligung – Fachliche und rechtliche Bewertung 

Rechtlich: Einige neue Bestimmungen, deren praktische Umsetzung beobachtet werden 

muss.  

Fachlich: Beratung 

 Umfassend 

 Junge Volljährige   

 Selbstorganisierte Zusammenkünfte:  

Zusammenarbeit gesetzlich verankert 

Wege? 

 Ombudsstellen:  

Unabhängig 

Nicht weisungsgebunden 

Evaluation 

 

03 Zusammenfassung/Fazit 

 

 Einstieg in die Inklusion, kann ein inklusives SGB VIII ab 2028 gelingen? 

 Mit Leben zu füllen; Lücken benennen 

 Landesrechtsvorberhalte: Flickenteppich?  

 

Diskussion 

 

1. Paragraf 36b – Zusammenarbeit beim Zuständigkeitsübergang/Paragraf 10a – 

Beratung/Paragraf 117 – Gesamtplanverfahren/Paragraf 119 – Gesamtplankonferenz 

Die Schnittstellenbereinigung findet im Kontext der Inklusion Zustimmung, jedoch zeigt die 

Realität, dass bedarfsgerechte, nahtlose Übergänge von der Jugendhilfe in die 

Eingliederungshilfe kaum möglich sind. Es gibt ein Aufbaubildungsgang als Fachkraft für 

inklusive Bildungs- und Erziehungsarbeit am LVR-Berufskolleg in Düsseldorf 

(www.berufskolleg-duesseldorf.de).  

Das Drei-Stufen-Modell lässt offen in welche Richtung sich ein zukünftig, inklusives SGB VIII 

entwickeln wird.  

http://www.berufskolleg-duesseldorf.de/
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2. Paragraf 8a – Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung/Paragraf 8b – Fachliche 

Beratung und Begleitung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen 

Der Kinderschutz für alle Kinder/Jugendlichen wird stark diskutiert. Als ein wichtiger Faktor 

für den Kinderschutz wird die insofern erfahrene Fachkraft gesehen. Wie kann für ihre 

Aufgaben angemessen qualifiziert werden? Die Themenbereiche der Eingliederungshilfe 

werden, wenn überhaupt, nur marginal in der Qualifizierung zur InSoFa berücksichtigt. 

Aktuell gibt es eine BeBinar-Reihe mit dem Thema Schutzkonzepte für Kinder und 

Jugendliche in der Eingliederungshilfe des Bundesverbandes evangelischer 

Behindertenhilfe.  

3. Paragraf 10b – Verfahrenslotse zur Vermittlung von Eingliederungshilfeleistungen (1. 

Januar 2024 bis 31. Dezember 2027) 

Die Ausgestaltung und Verortung des Verfahrenslotsen bleibt unklar. Laut Gesetzgebung soll 

der Verfahrenslotse am Jugendamt angegliedert werden. Dies kann jedoch zu einem 

Rollenkonflikt führen, da der Verfahrenslotse damit nicht unabhängig vom Kostenträger 

agieren kann. Die Qualifizierung der Verfahrenslotsen muss ebenfalls beobachtet und 

gegebenenfalls hinterfragt werden.  

4. Paragraf 4a – Selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur Selbstvertretung/Paragraf 8 – 

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Partizipation/Paragraf 9a – Ombudsstellen  

Im Rahmen der Partizipation geht es um eine klare Adressatenorientierung. 

Selbstorganisierte Zusammenkünfte sollen gestärkt und in die jeweiligen Prozesse 

eingebunden werden. Wie dies gelingen kann, ist unklar. Im Rahmen der 

Beschwerdemöglichkeiten erhalten Ombudsstellen einen deutlichen Auftrag. In Nordrhein-

Westfalen gibt es bereits die Ombudsstelle Jugendhilfe NRW.  

 

KJSG 4 – Kinderschutz 

 

Präsentation 

 

KJSG – Teil 4: Kinderschutz 

Gliederung 

1 Allgemeines zum Verfahren und dem Ziel „Besserer Kinder- und Jugendschutz“ 

2 Gesetzgeberische Maßnahmen im Einzelnen und deren fachliche Bewertung 

3 Zusammenfassung/Fazit  
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01 Allgemeines 

Allgemeines: Kindesschutz 

 Gründe für die Veränderungen 

o Kinder und Jugendliche durch mehr Kooperation der verantwortlichen Akteure besser 

schützen 

o Zusammenwirken von Jugendamt und Jugendgericht, Familiengericht und 

Strafverfolgungsbehörden sowie anderen wichtigen Akteuren verbessern 

o Anforderungen an Erteilung einer Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung und an 

die Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen erhöhen; Aufsicht und Kontrolle 

verbessern 

 Welche gesetzgeberischen Maßnahmen fallen hierunter? 

o Paragraf 8a und KKG 

o Hilfeplan im familiengerichtlichen Verfahren 

o Paragrafen 45 ff. SGB VIII 

o Auslandsmaßnahmen in einer eigenen Regelung in Paragraf 38 SGB VIII 

 

02 Gesetzgeberische Maßnahmen im Einzelnen und fachliche Bewertung 

 

a)  Paragraf 8a und KKG 

 Wichtig: keine Änderungen in Bezug auf Paragraf 4 KKG/Meldung von 

Berufsgeheimnisträger (!) 

 Beteiligung der Berufsgeheimnisträger an Gefährdungseinschätzung (Paragraf 8a Absatz 

1 SGB VIII) 

 Rückmeldung an die Berufsgeheimnisträger nach erfolgter Meldung (Paragraf 4 Absatz 3 

KKG) 

 Zusammenarbeit mit Strafverfolgungsbehörden (Paragraf 5 KKG) 

 Verstärkter Fokus auf Kinder und Jugendliche mit Behinderung (Wiederholung Inklusion) 

 

Kindesschutz – Der „unveränderte“ Paragraf 4 KKG 

 

Paragraf 4 – Beratung und Übermittlung von Informationen durch Geheimnisträger bei 

Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden 

1. Ärztinnen oder Ärzten, Zahnärztinnen oder Zahnärzte, Hebammen oder 

Entbindungspflegern oder Angehörigen eines anderen Heilberufes, der für die 

Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte 

Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher 

Abschlussprüfung, 
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3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern sowie 

4. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer 

Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist, 

5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 

Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich anerkannten 

Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder 

7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten privaten Schulen 

in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 

Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit dem Kind oder 

Jugendlichen und den Erziehungsberechtigten die Situation erörtern und, soweit erforderlich, 

bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, soweit 

hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt 

wird. Hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame 

Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird. 

(2) Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung 

gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine 

insoweit erfahrene Fachkraft. Sie sind zu diesem Zweck befugt, dieser Person die dafür 

erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer Übermittlung der Daten sind diese zu 

pseudonymisieren. 

(3) Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 aus oder ist ein Vorgehen nach 

Absatz 1 erfolglos und halten die in Absatz 1 genannten Personen ein Tätigwerden des 

Jugendamtes für erforderlich, um eine Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines 

Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt, das Jugendamt zu informieren; hierauf sind 

die Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes 

oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. Zu diesem Zweck sind die Personen nach Satz 

1 befugt, dem Jugendamt die erforderlichen Daten mitzuteilen. Die Sätze 1 und 2 gelten für 

die in Absatz 1 Nummer 1 genannten Personen mit der Maßgabe, dass diese unverzüglich 

das Jugendamt informieren sollen, wenn nach deren Einschätzung eine dringende Gefahr für 

das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen das Tätigwerden des Jugendamtes erfordert. 

(6) Zur praktischen Erprobung datenschutzrechtskonformer Umsetzungsformen und zur 

Evaluierung der Auswirkungen auf den Kinderschutz kann Landesrecht die Befugnis zu 

einem fallbezogenen interkollegialen Austausch von Ärztinnen und Ärzten regeln. 

 

Kindesschutz - Beteiligung der Berufsgeheimnisträger an Gefährdungseinschätzung 

 

Paragraf 8a – Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 

Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im Zusammenwirken 

mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses 

Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten 
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sowie das Kind oder den Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, 

sofern dies nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, 

1. sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen 

Umgebung zu verschaffen sowie 

2. Personen, die gemäß § 4 Absatz 3 des Gesetzes zur Kooperation und Information im 

Kinderschutz dem Jugendamt Daten übermittelt haben, in geeigneter Weise an der 

Gefährdungseinschätzung zu beteiligen. 

 

Paragraf 4 – KKG Beratung und Übermittlung von Informationen durch 

Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung 

(…) 

(4) Wird das Jugendamt von einer in Absatz 1 genannten Person informiert, soll es dieser 

Person zeitnah eine Rückmeldung geben, ob es die gewichtigen Anhaltspunkte für die 

Gefährdung des Wohls des Kindes oder Jugendlichen bestätigt sieht und ob es zum Schutz 

des Kindes oder Jugendlichen tätig geworden ist und noch tätig ist. Hierauf sind die 

Betroffenen vorab hinzuweisen, es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes 

oder des Jugendlichen in Frage gestellt wird. 

 

Kindesschutz – Paragraf 5 KKG 

 

Paragraf 5 KKG – Mitteilungen an das Jugendamt 

(1) Werden in einem Strafverfahren gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 

eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, informiert die Strafverfolgungsbehörde oder 

das Gericht unverzüglich den zuständigen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

sowie im Falle seiner Zuständigkeit den überörtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

und übermittelt die aus ihrer Sicht zur Einschätzung des Gefährdungsrisikos erforderlichen 

Daten. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder 

Staatsanwälte an. 3 § 4 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(2) Gewichtige Anhaltspunkte für eine Gefährdung können insbesondere dann vorliegen, 

wenn gegen eine Person, die mit einem Kind oder Jugendlichen in häuslicher Gemeinschaft 

lebt oder die regelmäßig Umgang mit ihm hat oder haben wird, der Verdacht besteht, eine 

Straftat nach den §§ 171, 174, 176 bis 180, 182, 184b bis 184e, 225, 232 bis 233a, 234, 235 

oder 236 des Strafgesetzbuchs begangen zu haben. 

 

Kindesschutz – Fachliche und rechtliche Bewertung 

Rechtliche Bewertung 

keine Änderung beim Umgang mit Kindeswohlgefährdung, sinnvolle Ergänzung 

Fachliche Bewertung 
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 Paragraf 4 KKG: 

Unverändert 

Neu: Rückmeldung des Jugendamtes an den/die Berufsheimnichträger*in 

 Paragraf 5 KKG: 

Neu: Übermittlung von Daten Justiz -> Jugendamt 

 Paragraf 8a SGB VIII: 

Schnittstellen müssen verzahnt sein 

Schnittstelle Berufsgeheimnisträger*in  Jugendamt  

Neu: Regelung Tagespflegeperson  

Fazit: Paragraf 8a greift zu kurz! 

 

c) Hilfeplan im familiengerichtlichen Verfahren 

 

alt – § 50 Entwurfsfassung – § 50 neue Fassung des § 50  

(2) Das Jugendamt 

unterrichtet insbesondere 

über angebotene und 

erbrachte Leistungen, 

bringt erzieherische und 

soziale Gesichtspunkte zur 

Entwicklung des Kindes 

oder des Jugendlichen ein 

und weist auf weitere 

Möglichkeiten der Hilfe hin. 

In Kindschaftssachen 

informiert das Jugendamt 

das Familiengericht in dem 

Termin nach § 155 Abs. 2 

des Gesetzes über das 

Verfahren in 

Familiensachen und in den 

Angelegenheiten der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit 

über den Stand des 

Beratungsprozesses. 

(2) Das Jugendamt 

unterrichtet insbesondere 

über angebotene und 

erbrachte Leistungen, 

bringt erzieherische und 

soziale Gesichtspunkte zur 

Entwicklung des Kindes 

oder des Jugendlichen ein 

und weist auf weitere 

Möglichkeiten der Hilfe hin. 

In Kindschaftssachen 

informiert das Jugendamt 

das Familiengericht in dem 

Termin nach § 155 Abs. 2 

des Gesetzes über das 

Verfahren in 

Familiensachen und in den 

Angelegenheiten der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit 

über den Stand des 

Beratungsprozesses. 

In Verfahren nach den §§ 

1631b, 1632 Absatz 4, §§ 

1666 und 1666a des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs 

sowie in Verfahren, die die 

Abänderung, Verlängerung 

oder Aufhebung von nach 

(2) Das Jugendamt 

unterrichtet insbesondere 

über angebotene und 

erbrachte Leistungen, 

bringt erzieherische und 

soziale Gesichtspunkte zur 

Entwicklung des Kindes 

oder des Jugendlichen ein 

und weist auf weitere 

Möglichkeiten der Hilfe hin. 

In Kindschaftssachen 

informiert das Jugendamt 

das Familiengericht in dem 

Termin nach § 155 Abs. 2 

des Gesetzes über das 

Verfahren in 

Familiensachen und in den 

Angelegenheiten der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit 

über den Stand des 

Beratungsprozesses. 

In Verfahren nach den §§ 

1631b, 1632 Absatz 4, §§ 

1666, 1666a und 1682 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs 

sowie in Verfahren, die die 

Abänderung, Verlängerung 

oder Aufhebung von nach 
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diesen Vorschriften 

getroffenen Maßnahmen 

betreffen, legt das 

Jugendamt dem 

Familiengericht den 

Hilfeplan nach § 36 Absatz 

2 Satz 2 vor. In anderen die 

Person des Kindes 

betreffenden 

Kindschaftssachen legt das 

Jugendamt den Hilfeplan 

auf Anforderung des 

Familiengerichts vor. (…) § 

64 Absatz 2 und § 65 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 

und 2 bleiben unberührt. 

diesen Vorschriften 

getroffenen Maßnahmen 

betreffen, legt das 

Jugendamt dem 

Familiengericht den 

Hilfeplan nach § 36 Absatz 

2 Satz 2 vor. Dieses 

Dokument beinhaltet 

ausschließlich das Ergebnis 

der Bedarfsfeststellung, die 

vereinbarte Art der 

Hilfegewährung 

einschließlich der hiervon 

umfassten Leistungen 

sowie das Ergebnis 

etwaiger Überprüfungen 

dieser Feststellungen. In 

anderen die Person des 

Kindes betreffenden 

Kindschaftssachen legt das 

Jugendamt den Hilfeplan 

auf Anforderung des 

Familiengerichts vor. (…) § 

64 Absatz 2 und § 65 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 

und 2 bleiben unberührt. 

 

Kindesschutz – Fachliche und rechtliche Bewertung 

Rechtliche Bewertung: durch weitere Ergänzung wird eine Forderung der Fachwelt 

umgesetzt, um zu verhindern, dass zu weitreichende Informationen weitergegeben werden 

Fachliche Bewertung: 

 Paragraf 50 SGB VIII 

Hilfepläne müssen u.U. an das Gericht weitergeleitet werden 

Konzentration auf Hilfepläne anstelle von Stellungnahmen 

Fazit: Störung des Vertrauensverhältnis 

 

d) Weitere Maßnahmen 

 Paragrafen 45 ff. SGB VIII 

 Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen, Paragraf 38 SGB VIII 
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 53 

Kindesschutz – Paragraf 45 (Wiederholung) 

 Legaldefinition des Einrichtungsbegriffes, Paragraf 45a SGB VIII 

 Veränderungen der Voraussetzungen der BE und die Auswirkungen auf bestehende BEs 

o Nachweis der Zuverlässigkeit, Paragraf 45 Absatz 2 Nummer 1 SGB VIII 

o Gewaltschutzkonzept, Selbstvertretung und Beschwerdemöglichkeiten innerhalb und 

außerhalb der Einrichtung, Paragraf 45 Absatz 2 Nummer 4 SGB VIII 

o Auskunft zur ordnungsgemäßen Buch- und Aktenführung, Paragraf 45 Absatz 3 SGB 

VIII  

 Die neuen Dokumentationspflichten, Paragraf 47 Absatz 2 SGB VIII  

 Aufhebung der Betriebserlaubnis nach Paragraf 45 Absatz 7 SGB VIII 

 Veränderungen der Prüfungen des LJA nach Paragraf 46 SGB VIII 

 Veränderung der Meldepflichten, Paragraf 47 Absatz 3 SGB VIII 

 

Kindesschutz – Speziell: Erfordernisse nach Paragraf 45 Absatz 2 Nummer 4 unter 

anderem Gewaltschutzkonzept (Wiederholung) 

Gewaltschutzkonzeptes  

 Entwicklung, Anwendung und Weiterentwicklung durch den Träger 

 Bestandteil der Konzeption der Einrichtung 

 Abhängig vom Zweck, Aufgabenspektrum, fachliches Profil, Größe, Räumlichkeiten und 

Ausstattung der jeweiligen Einrichtung 

 Dient insbesondere auch Umsetzung des Artikels 16 UN-BRK für Kinder und Jugendliche 

mit Behinderung (hierzu aber mittlerweile auch Paragraf 37a SGB IX)  

Selbstvertretung  

Beschwerdemöglichkeit innerhalb und außerhalb der Einrichtung: Vielzahl von 

Umsetzungsmöglichkeiten, Pflicht kann auch durch die Schaffung einer niedrigschwellig 

wahrzunehmenden Möglichkeit, beispielsweise von telefonischen Einzelgesprächen mit dem 

zuständigen Jugendamt oder einer ähnlich geeigneten Kontaktaufnahme nach außen, 

entsprochen werden 

 

Kindesschutz – Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen 

 

Paragraf 38 – Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen 

(1) Hilfen nach diesem Abschnitt sind in der Regel im Inland zu erbringen. Sie dürfen nur 

dann im Ausland erbracht werden, wenn dies nach Maßgabe der Hilfeplanung zur 

Erreichung des Hilfezieles im Einzelfall erforderlich ist und die aufenthaltsrechtlichen 

Vorschriften des aufnehmenden Staates sowie 

1. im Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. 

November 2003 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 

Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und 
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zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 die Voraussetzungen des Artikels 56 

oder 

2. im Anwendungsbereich des Haager Übereinkommens vom 19. Oktober 1996 über die 

Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und 

Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Maßnahmen zum 

Schutz von Kindern die Voraussetzungen des Artikels 33 erfüllt sind. 

(2) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe soll vor der Entscheidung über die Gewährung 

einer Hilfe, die ganz oder teilweise im Ausland erbracht wird, 

 

1. zur Feststellung einer seelischen Störung mit Krankheitswert die Stellungnahme einer in § 

35a Absatz 1a Satz 1 genannten Person einholen, 

2. sicherstellen, dass der Leistungserbringer 

a) über eine Betriebserlaubnis nach § 45 für eine Einrichtung im Inland verfügt, in der Hilfe 

zur Erziehung erbracht wird, 

b) Gewähr dafür bietet, dass er die Rechtsvorschriften des aufnehmenden Staates 

einschließlich des Aufenthaltsrechts einhält, insbesondere vor Beginn der 

Leistungserbringung die in Absatz 1 Satz 2 genannten Maßgaben erfüllt, und mit den 

Behörden des aufnehmenden Staates sowie den deutschen Vertretungen im Ausland 

zusammenarbeitet, 

c) mit der Erbringung der Hilfen nur Fachkräfte nach § 72 Absatz 1 betraut, 

d) über die Qualität der Maßnahme eine Vereinbarung abschließt; dabei sind die fachlichen 

Handlungsleitlinien des überörtlichen Trägers anzuwenden, 

e) Ereignisse oder Entwicklungen, die geeignet sind, das Wohl des Kindes oder 

Jugendlichen zu beeinträchtigen, dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe unverzüglich 

anzeigt und 

3. die Eignung der mit der Leistungserbringung zu betrauenden Einrichtung oder Person an 

Ort und Stelle überprüfen. 

(3) Überprüfung und Fortschreibung des Hilfeplans sollen nach Maßgabe von § 36 Absatz 2 

Satz 2 am Ort der Leistungserbringung unter Beteiligung des Kindes oder des Jugendlichen 

erfolgen. Unabhängig von der Überprüfung und Fortschreibung des Hilfeplans nach Satz 1 

soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach den Erfordernissen im Einzelfall an Ort und 

Stelle überprüfen, ob die Anforderungen nach Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b und c sowie 

Nummer 3 weiter erfüllt sind. (…)  

 

Kindesschutz – Fachliche und rechtliche Bewertung 

Rechtliche Bewertung 

 sinnvolle Ergänzungen 

Fachliche Bewertung 

 Paragraf 45 SGB VIII 

Schutzkonzepte erforderlich 

Konzepte für Selbstvertretungen, interne und externe Beschwerdemöglichkeiten  
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 Paragraf 37b SGB VIII 

Neu: Schutzkonzepte in Pflegeverhältnissen  

 Paragraf 38 SGB VIII 

Zusammenführung aller Auslandsmaßnahmen 

Betriebserlaubnis 

Überprüfung des Leistungserbringers vor Ort 

Ausland muss mit der Unterbringung einverstanden sein  

Überprüfung und Fortschreibung des Hilfeplans am Ort der Leistungserbringung  

 

03 Zusammenfassung/Fazit 

 Mehr Kooperation zwischen den Akteuren erreicht 

 Zusammenwirken von verschiedenen Akteuren erreicht, aber kritisch zu sehen  

 Erteilung von Betriebserlaubnis: zum Teil „schwammig“ 

o Fazit: Es ist ein Anfang! 

o Es sind viele strukturelle Veränderungen notwendig, um den Kinderschutz für alle 

Kinder und Jugendliche zu gewährleisten. Hierzu sind Anstrengungen auf den 

Ebenen der öffentlichen, freien Träger sowie auf der Ebene der Politik notwendig.  

 

Diskussion 

In den hier vertretenen Einrichtungen gibt es unterschiedliche Formen von Schutzkonzepten. 

Einige Einrichtungen haben sehr umfassende Konzepte, während andere eher Konzepte 

vorhalten, die bisher nur bestimmte Teile des umfassenden Gewaltbegriffes beinhalten wie 

beispielsweise Kinderschutz-, Gewaltschutzkonzept oder Konzept zur sexuellen Bildung. 

Unklar ist, was die Landesjugendämter zukünftig wünschen: je Angebot ein Schutzkonzept 

oder je Gesamteinrichtung ein Konzept?  

Die Diskussion in dieser Veranstaltung richtet sich weniger auf einzelne Abschnitte im SGB 

VIII, sondern vielmehr auf verschiedene Themengebiete des Kinderschutzes. 

Die Annäherung an Schutzkonzepte verdeutlicht, dass Krisen frühzeitig erkannt werden 

sollten und Deeskalationskonzepte vorzuhalten sind. Eine Gefährdungsanalyse kann 

strukturelle Auffälligkeiten (Dienstzeiten, -besetzung, Ausstattung) sichtbar machen.  

1. Aktuelle Inhalte von Schutzkonzepten 

Die Teilnehmer*inne berichten von folgenden Inhalten ihrer Schutzkonzepte: 

 Umgang mit Meldungen gemäß Paragraf 8a SGB VIII 

 Meldepflicht gemäß Paragraf 47 SGB VIII  

 Interventionsleitfaden, mit der Beschreibung von internen Vorgehensweisen  

 Beteiligungs- und Beschwerdemöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen  

 Hinzuziehen einer insofern erfahrenen Fachkraft und Einbindung weiterer Fachkräfte  

 Einsatz von Sicherheitsdiensten. 
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2. Zukünftige Inhalte von Schutzkonzepten 

Gemeinsam wird überlegt, welche zukünftigen Inhalte ein Schutzkonzept aufweisen sollte.  

a. Personenkreise 

Gewaltschutzkonzepte sollten nach Meinung der Teilnehmer*innen nicht nur den Schutz von 

Kindern/Jugendlichen vor Mitarbeiter*innen beinhalten, sondern auch den Schutz vor Gewalt 

von Kindern untereinander sowie für Mitarbeiter*innen, die von Kindern und Jugendlichen 

ausgeht. Letzterer Aspekt muss im Arbeitsschutz verortet werden. Bei der 

Konzeptentwicklung sollten nicht nur die Opfer betrachtet werden, sondern auch die Täter. 

Kinder und Jugendliche, die zu Tätern werden, waren häufig in der Vergangenheit Opfer. 

Jede Einrichtung muss überlegen, wie sie mit diesen Tätern umgeht.  

b. Organisation 

Ein Schutzkonzept berücksichtigt nicht nur die jeweiligen Personen, sondern muss auch die 

strukturellen Gegebenheiten und Kultur der Einrichtung wiederspiegeln. Ein gesamtes 

Schutzkonzept für alle Maßnahmen eines Trägers wird nicht ausreichen, da es an die 

individuellen Gegebenheiten angepasst werden muss.  

c. Gewaltformen 

Zukünftige Schutzkonzepte sollten zwischen den verschiedenen Gewaltformen 

differenzieren.  

d. Beteiligung/Partizipation 

In die Erstellung von Schutzkonzepten sollten Mitarbeiter*innen und Kinder und Jugendliche 

und weitere Beteiligte einbezogen werden. Insbesondere die Beteiligungsstrukturen der 

Kinder und Jugendlichen sollten beschrieben werden. Wie können sich Kinder und 

Jugendliche schnell Hilfe holen? Hier muss vom Kind/Jugendlichen aus gedacht werden. 

Das Beschwerdeverfahren muss sich an der Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen 

orientieren.  

3. Fragestellung 

Im Bereich der ambulanten Hilfen gibt es bezüglich Schutzkonzepten nur die 

Vereinbarungen zum Paragrafen 8a SGB VIII mit den örtlichen Jugendämtern. Müssen diese 

Konzepte gegebenenfalls angepasst werden, weil sie nicht alle Themenbereiche zum 

Gewaltschutz abbilden?  

4. Besonderheit diakonische Träger 

Für  diakonische Träger ist auch das Kirchengesetz zum Schutz vor sexualisierter Gewalt zu 

beachten. Das Diakonische Werk Rheinland-Westfalen-Lippe fällt auch unter den 

Anwendungsbereich des entsprechenden Gesetzes der Evangelischen Kirche im Rheinland, 

der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche. übernommen. 

Das Kirchengesetz zum Schutz vor sexualisierter Gewalt finden Sie hier: 

https://www.kirchenrecht-ekbo.de/pdf/47147.pdf. Ausführliche Erläuterungen zu den Inhalten 

finden Sie hier: https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/newsletter/2021-03-22-rs-5-

manl.pdf   

https://www.kirchenrecht-ekbo.de/pdf/47147.pdf
https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/newsletter/2021-03-22-rs-5-manl.pdf
https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/newsletter/2021-03-22-rs-5-manl.pdf
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5. Wünsche an die Ausführungspraxis 

 Einen Meldebogen für alle besonderen Vorkommnisse in den Rechtskreisen SGB VIII 

und SGB IX.  

 Wunsch nach Leitlinien zum Aufbau, zu den Inhalten und Anforderungen der 

Landesjugendämter an ein Schutzkonzept.  

6. Problemanzeige 

Die Refinanzierung dieser umfangreichen Maßnahmen seitens der örtlichen Kostenträger ist 

noch offen. Es bleibt, wie schon in einer der vorherigen Veranstaltungen die Diskrepanz 

zwischen den qualitativen Forderungen der Landesjugendämter mit höheren Kosten und der 

Refinanzierungspraxis der örtlichen Kostenträger.  

7. Beispiel aus der Praxis – Diakonie Michaelshoven, Kinder- und Familienhilfen 

 

 

Während der Diskussion tauschen sich die Teilnehmer*innen immer wieder über die 

verschiedenen Sichtweisen auf den Kinderschutz in der Erziehungs- und Eingliederungshilfe 

aus. Was muss die Erziehungshilfe im Rahmen der Inklusion zukünftig mitdenken?  

 Aktuelle Informationen zum Thema Schutzkonzepte aus den Landesjugendämtern 

Rheinland und Westfalen 

Schutzkonzept

gegen

sexualisierte Gewalt

Kinder- und Familienhilfen

Michaelshoven 

Risikonalyse

Selbstverpflich-

tungserklärung 

Nähe-Distanz-

Team 

Interventions-

konzept

Arbeitsanweisung
Umgang mit 
sexualisierter 

Gewalt

Partizpation

Fortbildungen

Prävention
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Die aufsichtsrechtliche Handreichung zum Thema Schutzkonzepte erscheint voraussichtlich 

im Dezember 2021/Januar 2022.  

Die Schutzkonzepte sollen sich auf das jeweilige Angebote beziehen, da es unterschiedliche 

Anforderungen an den Schutz von Kindern und Jugendlichen gibt.  

 

KJSG 5 – weitere Themen 

 

Präsentation 

 

KJSG – Teil 5: Weitere Themen der Reform und bisherige Ergebnisse 

Gliederung 

1 Zusammenfassung der bisherigen Veranstaltungen 

2 Weitere gesetzgeberische Maßnahmen – Rechtliche Einordnung und fachliche 

Bewertung 

3 Diskussion 

 

01 Zusammenfassung der bisherigen Veranstaltungen 

 

Zusammenfassung: Stärkung von Kindern und Jugendlichen, die außerhalb der 

Herkunftsfamilie aufwachsen 

Der Gesetzgeber führt insgesamt 5 Ziele für das sogenannte Kinder- und 

Jugendstärkungsgesetz (KJSG) an: 

1. Hilfen aus einer Hand für Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderung 

2. Stärkung von Kindern und Jugendlichen, die außerhalb der Herkunftsfamilie 

 aufwachsen 

3. Mehr Beteiligung von jungen Menschen, Eltern und Familien 

4. Besserer Kinder- und Jugendschutz 

5. Mehr Prävention vor Ort 

Daraus haben wir folgende Schwerpunktthemen gebildet: 

 Stärkung von Kindern und Jugendlichen, die außerhalb der Herkunftsfamilie aufwachsen 

 Betriebserlaubnis 

 Partizipation und Inklusion 

 Kinderschutz 
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Zusammenfassung: Stärkung von Kindern und Jugendlichen, die außerhalb der 

Herkunftsfamilie aufwachsen 

 Vorgestellt wurden die Änderungen in Bezug auf die Regelungen zur Hilfeplanung, Hilfen 

für junge Volljährige und Kostenheranziehung, Reform des Pflegekinderwesens, 

Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und Kinder 

 Diskutiert wurde in Kleingruppen anhand der oben genannten Themen 

 Bewertung 

o Hilfeplanung: Bedenken über die Größe von Hilfeplangesprächen (Terminfindung, 

Datenschutz, Reaktion der Kinder und Jugendliche) 

o Junge Volljährige: Übergänge in Leistungssystem sollten bereits mit 17 Jahren auf 

den Weg gebracht werden, Veränderung in Paragraf 41 positiv, Verdeutlichung 

Beratungsanspruch  

o Kostenheranziehung: grundsätzlich positiv,  Geldleistungen, die dem gleichen 

Zwecke wie die jeweilige Leistung der Jugendhilfe dienen, zählen nicht zum 

Einkommen und sind unabhängig von einem Kostenbeitrag einzusetzen (unter 

anderem Bafög, Berufsausbildungsbeihilfe nach dem SGB III, Wohngeld) 

o Paragraf 19 SGB VIII: nur gesetzliche Legitimation dessen, was bereits in der Praxis 

gilt, Kritik: keine Nachbetreuung 

 

Zusammenfassung: Betriebserlaubnis 

 Vorgestellt wurde unter anderem die Legaldefinition des Einrichtungsbegriffs sowie die 

veränderten Voraussetzungen zum Erwerb und Aufhebung der BE; Veränderungen in 

der Prüfung und Dokumentations-/Meldepflicht 

 In Kleingruppen wurden folgende Punkte diskutiert und bewertet: 

o Unklarheiten im Einrichtungsbegriff 

o Zuverlässigkeit des Trägers, was ist darunter zu verstehen? 

o Einheitliche Regelungen für BVs im Rahmen von SGB VIII und SGB IX  

o Prüfungen durch das LJA: Kinderschutz muss im Vordergrund stehen  

o Wie können Selbstvertretungen zum Beispiel bei familienanalogen Betreuungsformen 

realisiert werden 

o Ausführungsbestimmungen der Länder fehlen noch 

o Diskrepanz zwischen den Interessen der LJÄ und den Interessen der örtlichen 

Kostenträger  

 

Zusammenfassung: Partizipation und Inklusion 

Vorgestellt wurden 

 die Begrifflichkeiten zur Inklusion (Paragraf 2 SGB IX, Paragraf 7, Paragraf 35a SGB 

VIII) 

 Stufenmodell des SGB VIII  
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Im Plenum wurden folgende Punkte diskutiert und bewertet: 

Inklusion 

 Schnittstellenbereinigung, nahtlose bedarfsgerechte Übergänge in der Realität  

 Kinderschutz: Schutzkonzepte für Kinder mit/ohne Behinderung; Qualifikation von In-So-

Fa‘s  

 Ausgestaltung und Verortung des Verfahrenslotsen  

 Wohin bringt uns Stufe drei?  

Partizipation 

 Adressatenorientierung 

 Selbstorganisierte Zusammenkünfte 

 Ombudsstellen  

 

Zusammenfassung: Kindesschutz 

Vorgestellt wurden die wesentlichen Veränderungen in den Paragrafen 8a, 8b SGB 8 sowie 

im KKG, Hilfeplan im familiengerichtlichen Verfahren, Veränderungen in Paragraf 45 SGB 

VIII sowie die Ausweitung der Normierung zur Zulässigkeit von Auslandsmaßnahmen nach 

Paragraf 38 SGB VIII 

In der anschließenden Diskussion ging es fokussiert um den Aspekt des Schutzkonzeptes: 

 Schutzkonzepte sind vorhanden, aber in der Regel nur auf bestimmte Bereiche 

beschränkt  unklar, was unter Gewaltschutz zu verstehen ist 

 Ideen, was ein umfassendes Schutzkonzept berücksichtigen könnte: 

Beteiligtenstrukturen, Mitarbeitende, sinnvoll erscheint Differenzierung auf verschiedene 

Gewaltformen (psychische, psychische, sexualisierte Gewalt), Einbindung vorhandener 

Netzwerke, Medienpädagogik, ambulanter Bereich (auch wenn nicht gefordert) 

 Was wird für die Erstellung benötigt: Partizipation, feste Kriterien und Fristen, Vorschläge 

zu Aufbau und Inhalten 

 Verknüpfung mit anderen gesetzlichen Anforderungen: AGG, Kirchengesetze zum 

Schutz vor sexualisierter Gewalt (vergleiche Rundschreiben des Zentrum Recht, 

https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/newsletter/2021-03-22-rs-5-manl.pdf)    

 

02 Weitere gesetzgeberische Maßnahmen – Rechtliche Einordnung und fachliche

 Bewertung 

 Schulsozialarbeit nach Pargraf 13a SGB VIII 

 Unterstützung Kinder psychisch kranker Eltern – Veränderungen des Paragrafen 20 SGB 

VIII 

 Änderungen des Paragrafen 27 SGB VIII – insbesondere Schulbegleitung („Poolmodell“) 

nach Paragraf 27 absatz 3 Satz 3 SGB VIII 

 Veränderungen in den Vorschriften der Kinder- und Jugendhilfestatistik 

 Inobhutnahme  

https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/newsletter/2021-03-22-rs-5-manl.pdf
https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/newsletter/2021-03-22-rs-5-manl.pdf
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Schulsozialarbeit nach Paragraf 13a SGB VIII – Rechtlicher Rahmen 

 

Paragraf 13a – SGB VIII 

Schulsozialarbeit umfasst sozialpädagogische Angebote nach diesem Abschnitt, die jungen 

Menschen am Ort Schule zur Verfügung gestellt werden. Die Träger der Schulsozialarbeit 

arbeiten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit den Schulen zusammen. Das Nähere über 

Inhalt und Umfang der Aufgaben der Schulsozialarbeit wird durch Landesrecht geregelt. 

Dabei kann durch Landesrecht auch bestimmt werden, dass Aufgaben der Schulsozialarbeit 

durch andere Stellen nach anderen Rechtsvorschriften erbracht werden. 

 Bislang Unterfall des Paragrafen 13 SGB VIII, wegen wachsender Bedeutung eigene 

Regelung und Definition eines rechtlichen Rahmens 

 Klarstellend in Satz 1 ein rechtlicher Rahmen für die Gewährung von Leistungen der 

Schulsozialarbeit im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe  

 Satz 2: Konkretisierung der Kooperationsregelung 

 Nähere Ausgestaltung über das Landesrecht 

 

Schulsozialarbeit nach Paragraf 13a SGB VIII – Fachliche Bewertung 

 Deutliche Verbesserung 

 Sozialraumorientierung und verstärkte Prävention  

 Pflicht der Zusammenarbeit von Trägern der Schulsozialarbeit mit den Schulen 

 In Verbindung mit Paragraf 16 SGB VIII werden die Kompetenzbereiche der Erziehung 

benannt 

 Aber… 

o Ausgestaltung ist Ländersache 

 Mögliche Fragen… 

o Einbindung von Tagesgruppen?  

 

Unterstützung Kinder psychisch kranker Eltern: Veränderungen des Paragrafen 20 

SGB VIII – Rechtlicher Rahmen 

alt Vorschlag 

Referentenentwurf 

beschlossene Fassung 

§ 20 Betreuung und 

Versorgung des Kindes in 

Notsituationen 

§ 28a Betreuung und 

Versorgung des Kindes in 

Notsituationen 

§ 36a Absatz 2 

§ 20 Betreuung und 

Versorgung des Kindes in 

Notsituationen 

 Umgestaltet und ergänzt 

um die Inhalte der §§ 28a, 

36a Absatz 2 SGB VIII-E  
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 Ziel: Anspruchsbasierte niedrigschwellige Hilfe für Kinder psychisch kranker Eltern 

 Voraussetzung: Elternteil, das überwiegend für Betreuung verantwortlich ist, fällt aus 

gesundheitlichen oder anderen zwingenden Gründen aus, Übernahme durch anderen 

Elternteil nicht möglich (nicht mehr berufsbedingt), familiärer Lebensraum des Kindes soll 

erhalten bleiben 

 Einsatz von ehrenamtlich tätigen Patinnen und Paten  Andocken an die 

Erziehungsberatungsstelle  

 

Unterstützung Kinder psychisch kranker Eltern – Veränderungen des Paragrafen 20 

SGB VIII – Fachliche Bewertung 

 Pragmatische, schnelle Hilfe für Kinder in Notsituationen 

 Familienkontext soll erhalten bleiben, daher ehrenamtliche Pat*innen 

 Niedrigschwelliges Angebot, vor allem wenn das Angebot über eine Beratungsstelle nach 

Paragraf 28 SGB VIII erfolgt 

 

Änderungen des Paragraf 27 SGB VIII – Rechtlicher Rahmen 

alt  neu 

§ 27 Hilfe zur Erziehung 

(…) 

(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere 

nach Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. 

Art und Umfang der Hilfe richten sich nach 

dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; 

dabei soll das engere soziale Umfeld des 

Kindes oder des Jugendlichen einbezogen 

werden. Die Hilfe ist in der Regel im Inland 

zu erbringen; sie darf nur dann im Ausland 

erbracht werden, wenn dies nach Maßgabe 

der Hilfeplanung zur Erreichung des 

Hilfezieles im Einzelfall erforderlich ist. 

(…) 

(3) Hilfe zur Erziehung umfasst 

insbesondere die Gewährung 

pädagogischer und damit verbundener 

therapeutischer Leistungen. Sie soll bei 

Bedarf Ausbildungs- und 

§ 27 Hilfe zur Erziehung 

(…) 

(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere 

nach Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. 

Art und Umfang der Hilfe richten sich nach 

dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; 

dabei soll das engere soziale Umfeld des 

Kindes oder des Jugendlichen einbezogen 

werden. Unterschiedliche Hilfearten 

können miteinander kombiniert werden, 

sofern dies dem erzieherischen Bedarf des 

Kindes oder Jugendlichen im Einzelfall 

entspricht.  

(…) 

(3) Hilfe zur Erziehung umfasst 

insbesondere die Gewährung 

pädagogischer und damit verbundener 

therapeutischer Leistungen. Bei Bedarf soll 

sie Ausbildungs- und 

Beschäftigungsmaßnahmen im Sinne des 
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Beschäftigungsmaßnahmen im Sinne des 

§ 13 Absatz 2 einschließen. 

§ 13 Absatz 2. einschließen und kann mit 

anderen Leistungen nach diesem Buch 

kombiniert werden. 

Die in der Schule oder Hochschule wegen 

des erzieherischen Bedarfs erforderliche 

Anleitung und Begleitung können als 

Gruppenangebote an Kinder oder 

Jugendliche gemeinsam erbracht werden, 

soweit dies dem Bedarf des Kindes oder 

Jugendlichen im Einzelfall entspricht. 

(…) 

 

Änderungen des Paragrafen 27 SGB VIII – Fachliche Bewertung 

 Notwendige Klarstellung das unterschiedliche Hilfen miteinander kombiniert werden 

können 

 Gegenseitige Ergänzung  

 

Veränderungen in den Vorschriften der Kinder- und Jugendhilfestatistik – Rechtlicher 

Rahmen 

 

Paragraf 98 – Zweck und Umfang der Erhebung 

Zur Beurteilung der Auswirkungen der Bestimmungen dieses Buches und zu seiner 

Fortentwicklung sind laufende Erhebungen über 

4. die Empfänger 

a) der Hilfe zur Erziehung, 

b) der Hilfe für junge Volljährige und 

c) der Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche, 

5.Kinder und Jugendliche, zu deren Schutz vorläufige Maßnahmen getroffen worden sind, 

(…) 

11.die Träger der Jugendhilfe, die dort tätigen Personen und deren Einrichtungen mit 

Ausnahme der Tageseinrichtungen, als Bundesstatistik durchzuführen. 

 

Paragraf 102 – Auskunftspflicht  

(1) Für die Erhebungen besteht Auskunftspflicht. (…) 

(2) Auskunftspflichtig sind (…) 

6. die Träger der freien Jugendhilfe für Erhebungen nach § 99 Absatz 1, soweit sie eine 

Beratung nach § 28 oder § 41 betreffen, nach § 99 Absatz 8, soweit sie anerkannte Träger 
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der freien Jugendhilfe nach § 75 Absatz 1 oder Absatz 3 sind, und nach § 99 Absatz 3, 7 und 

9 

 

Veränderungen in den Vorschriften der Kinder- und Jugendhilfestatistik – Rechtlicher 

Rahmen 

 

Paragraf 99 – Erhebungsmerkmale 

(1) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen über Hilfe zur Erziehung nach den §§ 27 bis 

35, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche nach § 35a und Hilfe 

für junge Volljährige nach § 41 sind 

1. im Hinblick auf die Hilfe 

a) Art des Trägers des Hilfe durchführenden Dienstes oder der Hilfe durchführenden 

Einrichtung sowie bei Trägern der freien Jugendhilfe dessen Verbandszugehörigkeit 

(…) 

k) Einleitung der Hilfe im Anschluss an eine vorläufige Maßnahme zum Schutz von Kindern 

und Jugendlichen im Fall des § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3, gleichzeitige 

Inanspruchnahme einer weiteren Hilfe zur Erziehung, Hilfe für junge Volljährige oder 

Eingliederungshilfe bei einer seelischen Behinderung oder einer drohenden seelischen 

Behinderung sowie 

2. im Hinblick auf junge Menschen 

(…) 

d) Ausländische Herkunft mindestens eines Elternteils, 

e) Deutsch als in der Familie vorrangig gesprochene Sprache, 

4. für Hilfen außerhalb des Elternhauses nach §§ 27 Absatz 1, 3 und 4, §§ 29 und 30, §§ 32 

bis 35a und § 41 zusätzlich zu den unter den Nummern 1 und 2 genannten Merkmalen der 

Schul- und Hochschulbesuch sowie das Ausbildungsverhältnis. 

 

Paragraf 99 – Erhebungsmerkmale (ab dem 01.01.2022) 

(…) 

(9) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen über die Träger der Jugendhilfe, die dort 

tätigen Personen und deren Einrichtungen, soweit diese nicht in Absatz 7 erfasst werden, 

sind  

1. die Träger gegliedert nach 

a) Art des Trägers, Rechtsform des Trägers sowie bei Trägern der freien Jugendhilfe deren 

Verbandszugehörigkeit, 

b) den Betätigungsfeldern nach Aufgabenbereichen, 

c) deren Personalausstattung sowie 

d) Anzahl der Einrichtungen, 

2. die Einrichtungen des Trägers mit Betriebserlaubnis nach § 45 und 

Betreuungsformen nach diesem Gesetz, soweit diese nicht in Absatz 7 erfasst 

werden, gegliedert nach 

a) Postleitzahl des Standorts, 
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b) für jede vorhandene Gruppe und jede sonstige Betreuungsform nach diesem Gesetz, die 

von der Betriebserlaubnis umfasst ist, Angaben über die Art der Unterbringung oder 

Betreuung, deren Rechtsgrundlagen, Anzahl der genehmigten und belegten Plätze, 

3 für jede im Bereich der Jugendhilfe pädagogisch und in der Verwaltung tätige Person des 

Trägers 

a) Geschlecht, Geburtsmonat und Geburtsjahr, 

b) Art des höchsten Berufsausbildungsabschlusses, Stellung im Beruf, Art der 

Beschäftigung, Beschäftigungsumfang und Arbeitsbereiche, 

c) Bundesland des überwiegenden Einsatzortes. 

 

Inobhutnahme 

Inobhutnahmebestimmungen wurden allein um den Umstand ergänzt, dass Kinder und 

Jugendliche sowie die Erziehungsberechtigten in verständlicher, nachvollziehbarer und 

wahrnehmbarer Form aufgeklärt werden müssen  

Dabei waren noch im Beteiligungsprozess verschiedene Maßnahmen vorgesehen: 

 Strukturelle Kooperation: unter anderem verbindlichere beziehungsweise klarstellende 

Regelungen in Bezug auf die Abstimmung von Inobhutnahme- und 

Anschlusshilfestrukturen im Rahmen der Jugendhilfeplanung zur Sicherstellung einer 

besseren Kooperation und Koordination der Übergänge im Einzelfall 

 Übergänge aus der Inobhutnahme/Verweildauer im Einzelfall: Klarstellung der 

Beendigungstatbestände in Paragraf 42 Absatz 4 SGB VIII zur Konkretisierung der 

Verfahrensabläufe, Verbindlichere Übergangsplanung im Einzelfall zur Sicherstellung 

guter, zeitnaher Übergänge zwischen der Inobhutnahme und bedarfsgerechten 

Anschlusshilfen 

 Bereitschaftspflege: Initiative sowie Rahmenbedingungen für Bereitschaftspflegefamilien 

in gesetzlichen Unfallversicherung und im Steuerrecht überprüfen 

 

Diskussion  

Paragraf 20 – Unterstützung von Kindern psychisch kranker Eltern  

Dieser Abschnitt wird rege diskutiert. Er ist in der Praxis eher unrealistisch. In 

Familiensystemen, wo mind. ein Elternteil psychisch erkrankt ist, ist eine hochkomplexe 

Dynamik vorzufinden. Hier sind ehrenamtliche Mitarbeiter*innen nur mit besonderen 

Qualifikationen geeignet. Auf der einen Seite werden spezialisierte Hilfen angeregt, die von 

Fachkräften erfolgen müssen und auf der anderen Seite sollen hier Ehrenamtliche tätig 

werden. Im Rahmen der Nächstenliebe ist dies eine tolle Idee, aber die Umsetzung ist 

kritisch zu beobachten. Es ist damit zu rechnen, dass das Familiensystem gegebenenfalls an 

falschen Stellen unterstützt wird. Vom Kind aus betrachtet, muss man sich fragen, was 

Kinder in diesen Situationen erleben. Sie erleben ein Elternteil, welches sich aufgrund 

dessen Erkrankung nicht um das Kind kümmern kann und – je nach Qualifikation der/des 
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Ehrenamtlers/*in – eine Überforderung der Ehrenamtlichen mit dieser Situation. Es droht die 

Gefahr, dass Kinder die Elternrolle übernehmen.  

Aktuell stellen sich zu diesem Thema die Suchtberatungen auf. Die 

Erziehungsberatungsstellen, wo diese Hilfe angedockt werden soll, halten sich zurück.  

Paragraf 37 – Beratung und Unterstützung der Eltern Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb 

der eigenen Familie 

Die Beratung der Familie ist immer prozesshaft zu sehen. Es muss immer wieder geprüft 

werden, ob das Kind in die Familie zurückkehren kann.  

Es wird rege über die Qualifikation von insofern erfahrenen Fachkräften im Bereich der 

Inklusion diskutiert. Möglicherweise ist dies auch eine künstliche Diskussion, denn die Praxis 

der InSoFas bezieht sich auch jetzt schon auf Kinder und Jugendliche mit Behinderung. 

Dieser Aspekt wird in der Praxis geübt.  

Wie können die Veränderungen im SGB VIII den Mitarbeiter*innen vor Ort bei den Trägern 

näher gebracht werden? 

 Qualitätszirkel 

 Teamgespräche 

 Rundmails 

 Online-Veranstaltungen 

 

Ausblick 

Das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz ist noch recht „jung“. Wie schon im Vorwort 

erwähnt, werden sich im Laufe der Zeit Fragen stellen, jetzige Fragen geklärt sein und die 

Praxis einen Umgang mit den Veränderungen finden.  

Aus den Veranstaltungen ergeben sich für den Ev. Fachverband für Erzieherische Hilfen 

folgende Bitten aus den Teilnehmer*innenkreisen: 

 Klärung von Begrifflichkeiten und Abläufe 

 Fachtag(e) – etwa zum Thema Betriebserlaubnis  

 Schaffung von Formaten zur Förderung des Austauschs untereinander beziehungsweise 

mit den Landesjugendämtern.  

Die Trägerautonomie und Vielfalt der Angebote muss erhalten bleiben.  
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